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AbgeordneterFried erichs: Meine Herren! Ich wollte mir gestatten, Sie darauf auf¬
merksamzu machen, daß heute Abend um 6 Uhr in der Tonhalle eine Besprechung der Wahl
für den Provinzial-Ausschuß:c. stattfindet. Dieselbe wird Punkt 6 Uhr eröffnet und möchte ich
dies mittheilen für den Fall, daß einer der Zerren keine Einladung erhalten haben sollte. Sodann
habe ich eine zweite Mittheilung für die Mitglieder des Landtags aus dem Beznk Düsseldorf,
für welche heute Abend um 5 Uhr gleichfalls in der Tonhalle eine Vorbefprechungstattfindet.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Im Anschluß an die Worte des Herrn
Fliederichs möchte ich die Herren bitten, doch alle ihre Namen und ihre Wohnung auf dem
Bureau des Haufes kundzugeben. Es fehlen noch 20 Herren, welche ihre Wohnung noch nicht
angegebenhaben, und in Folge dessen ist das Bureau auch nicht in der Lage, ihueu w Tages¬
ordnung :c. zuzustellen.

Ich schließe hiermit die Sitzung und beginnt die nächste Sitzung morgen VormMag
um 10 Uhr.

(Schluß 1 Uhr 15 Minuten.)

Tritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf am Mittwoch, den 20. Juni 1888.

Beginn: 10 Uhr 25 Minuten Vormittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2' Feststellung der Geschäftsordnungfowic des Wahlmodus für die vorzunehmenden Wahlen.
3. Wahl einer Eommissionvon 1 ^ Mitgliedern zur Vornahme der Wahlprüfungen.
4 Wahl von Fachcommiffionen.
5' GutachtlicheAeußerung über deu Entwurf eines Regulativs der Pennonskasle für tue

Bürgermeister und die übrigen besoldeten Beamten der Landbürgermeistereicnund
Landgemeinden. «. .

« Beschlußfassung,betreffenddie Uebernahmeder Kosten des Baues von Baracken gegen
' Einziehung des Scrvises der darin unterzubringendenTruppeu auf der Wahnerheide.

7 Referat betreffenddie Festsetzung der Entschädigungfür die Mitglieder des Provinzial-
' Landtages, des Provinzial-Ausschussesund der Provinzial-Conunisstonen, fowie die

gewählten Mitglieder des Provinzialmths. , ^. ^ ^ ^ «, .. ^
8 Referat, betreffendAbänderung des Reglements über d« Tagegelder und Reisekosten

' der provinzialständischcnBeamten der Rheinprouinz.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet. Ich habe
zunächst wegen des Protokolls eine Bemerkung zur Geschäftsordnungzu machen.
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Nach §. 28 unserer vorläufig genehmigtenGeschäftsordnungsoll von einer Verlesung des
Protokolls Abstand genommenwerden. Der ß. lautet:

„Das Protokoll jeder Sitzung liegt in der Regel schon während der nächstfolgenden
Sitzung zur Einsicht aus und wird, wenn dagegen bis zum Schluß der Sitzung Ein¬
spruch nicht erhoben ist, als genehmigt und festgestellterachtet. Eine Verlesung des
Protokolls findet nur auf ausdrücklichen Antrag eines Abgeordnetenstatt. Das Protokoll
der letzten Sitzung einer Session ist am Schluß derselbenzu verlesen und festzustellen;
der Landtag kann aber auch die Festsetzung dieses Protokolls einer besonderen
Commission übertragen. Das Protokoll muh die Beschlüsse des Landtages in wörtlicher
Anführung und die amtlichen Anzeigen des Vorsitzendenenthalten. Wird gegen die
Fassung des Protokolls Einspruch erhoben, welcher sich dnrch die Erklärung der Schrift¬
führer nicht heben läßt, fo entscheidetdie Versammlung über den Einspruch. Im
Falle derselbe für begründet erachtet wird, muß noch während der Sitzung eine neue
Fassung der betreffendenStelle festgestellt werden. — Das Protokoll wird von dem
Vorsitzenden und zwei Schriftführern vollzogen."

Also, meine Herren, wer das Protokoll einzusehenwünscht, den bitte ich heranzutreten
und das Protokoll durchzusehen. Wenn keine Aenderung au demselben vorgenommen wird, so
würde ich nach der Sitzung das Protokoll unterzeichnen, ebenso die beiden Herren Schriftführer,
welche iu der betreffendenSitzung des Schriftführer-Amtes gewaltet haben.

Ist hiergegen eine Bemerkung zu macheu? (Pause.)
Es scheint nicht der Fall, dann nehme ich an, daß der hohe Landtag damit einverstanden

ist. — Es ist so.
Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein. Zunächst habe ich Ihnen folgende Ein¬

gänge mitzutheilen. Es ist eingegangen:
Ein Antrag des Schulvorstandes der Königlichen Webe- und Färberei- und Appretur¬
schule zu Crefeld auf Erhöhung des seitherigen Zuschusses für jene Anstalt.

Dicfer Antrag ist mir von dem Herrn Landes-Dircktor Kr. iu. zugestellt und ich habe
ihn hier mitgetheilt.

Sodann ist eingegangen:
Ein Antrag der Königlichen Staatsregicrung zu Trier auf Bewilligung einer Beihülfe
zur Restauration der Abteikirche zu Offenbach a. d. Glan.

Ferner von Seiten des Herrn Oberpräsidenten ein Antrag:
„Auf Errichtung eines Kaifer-Wilhelm-Denkmalszu Coblenz."

Dieser Antrag ist von einer großen Zahl Herren unterschrieben, an erster Stelle von
Sr. Excellenz dem Herrn Oberpräsidenten von Bardeleben selbst.

Wir gehen nunmehr zur Feststellung der Geschäftsordnung, fowie des Wahlmodus der
vorzunehmendenWahlen, alfo zu Punkt 2 der Tagesordnung über.

Inbetreff dieses Punktes ist mir ein von den Herren AbgeordnetenFriederichs, Dr. Muth
und Dr. Frowein unterzeichneterAntrag zugegangen. Derselbe lautet:

„aä 2 der heutigen Tagesordnung den Modus für die vorzunehmendenWahlen dahin
festzustellen, daß

der RegierungsbezirkTrier . . 2 Mitglieder
Coblenz. . 2 „

„ „ Köln. . . 3
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der RegierungsbezirkDüsseldorf . 4 Mitglieder
„ „ Aachen . . 2 „

in Vorschlag bringt und das Präsidium mit den Schriftführern erfucht wird, für die
Wahl der Geschäftsordnungs-CommissionVorschlägezu macheu."

Also, meine Herren, ich eröffne die Diskussionund bitte um Anträge über die geschäft¬
liche Behaudlung der Geschäftsordnung.- Herr AbgeordneterLindemann hat das Wort.

AbgeordneterLindemann-. Meine Herren! Ich habe den Antrag nicht fo ganz verstanden.
Wenn ich ihn recht aufgefaßt habe, fo geht derfelbe darauf hinaus, daß für die Commissions-
wahlen eine Zahl von je 13 Mitgliedern bestimmt werden und daß diese Zahl m der Weise
vertheilt werden soll, daß der Regierungsbezirk Trier 2, Coblenz 2, Köln 3, Düsseldorfs,
Aachen2 erhält. Nun mutz ich fagen, daß ich für meine Perfon die Vertheüuug der Mitglieder
der Fachcommifsionenörtlich auf Regierungsbezirkenicht fchön und zweckmäßig ftnde. Es mag
dies ja ganz richtig sein, wenn es sich um Wahlen der Provinzial-Verwaltung handelt, aber für
die Wahleu der Fachcommissionen, meine ich, kommt es bei den «leisten Verhandlnngsgegenstäuden
gar nicht darauf an, wo das betreffendeCommissionsmitgliedwohnt. Wenn wir Commissionen
wählen znr Verathuug der Geschäftsordnung,so ist es meiner Ansicht
der Sache einerlei ob das betreffende Mitglied dem Regierungsbezirk Dusseldorf, Trier oder
einem andern angehört. Es kommt vielmehr darauf au, ob die betreffendePersönlichkeitSach¬
kenntniß und Neigung besitzt, sich dieser Sache zu widmen. Deshalb scheint es mir »icht richtig
zu sein, daß wir die Vertheilung der Commissionenauf Regierungsbezirkefeststellen. Ich halte
dies aber auch aus einem anderen Grunde nicht für zweckmäßig. Meine Herren! Darüber kann
kein Zweifel fein, daß wir alle, die wir hier sind, nicht Vertreter eines bestimmtenKreises oder
Regieruugsbezirks siud, soudern Vertreter der ganzen Provinz. Es ist ,a Jeder der dem
^rovinzial-Verbande angehört, wählbar, und ich möchte glauben es sei von Wichtigkeit daß
dieser Gesichtspunktin den Vordergrund geschoben und besonders betont wird. Ich mochte das
aus dem Grunde glaubeu, weil vielfach im Publikum - hier im Hause gewiß nicht - die
Meinung verbreitet ist, es sei Aufgabe der Provinzial-Abgeordneten, zunächst für den Kreis für
welchen sie gewählt sind, einzutreten, in erster Linie die Interessen i rer Henna ^ vertreten.
Es wird derjenige Abgeordnete am meisten willkommengeheißen, welcher möglichstviele Zuwen¬
dungen ans er Kasse der Provinz mit nach Hause bringt. Ich meine das ist kein richtiger
Gesichtsvunkt sondern wir müssen festhalten, daß in erster Lune sur 'eden Abgeordneten die

maßgebendist, nicht aber das spezielle Interesst des betreffenden K^
Wenn wi aber di^ Commissionsmitgliedergetrennt nach Bezirken wcchle^ so gewinnt es den
Anschein als ob wir eine Interessenvertretung wären. Deshalb meine ich, es sei em anderer
Modus nl lind n Ich möchte m daher erlauben, Ihuen vorzuschlagen, für den diesmaligen
L M a' „ach m 3 3)l der Commissionen sowie die Zahl der Mitglieder der einzelnen

^Hone^eMt ^dem Präsidium sowie den Schriftführern es zu überlassen, Vorschläge

'" ^t das Wort.

^/U -e^en! Der^ —^^
°°n den Fachcommissionen̂ «^ die Redaktion unseres Antrages eine

ist Wir haw Weiter nichts beantragt, als was wir gestern beauftragt wurden zu beantragen, und
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in dem eisten Antrag ist oder soll hauptsächlich die Rede sein von Commissionen für die Geschäfts¬
ordnung; für die Wahlprüfungs-Commissionund für die Fachcommissionen ist noch ein besonderer
Antrag vorhanden. Auf den übrigen Theil der Darstellung des Herrn Vorredners, daß jeder
einzelneAbgeordneteeigentlich die Pflicht habe, das Gesmnmtinteresseder Provinz zu übersehen
und dafür einzutreten, will ich nicht näher eingehen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDr. Muth hat das Wort.
AbgeordneterDr. Muth: Ich stelle mich voll und ganz auf den Voden der Ausführungen,

die wir soeben von dem Herrn Oberbürgermeisterfür Düsseldorf gehört haben. Ich glaube auch,
nur fachliche Eigenschaften, nur die Fähigkeiten des Mannes und auch die Lust, die er in sich
fühlt, und die man von ihm erwartet, können entscheidend sein für die Bildung der Lommissionen.
Wir sind indeß heute kaum in der Lage, die Commissionen zn bilden, da wir uns gewissermaßen
in einem Nothstand befinden. Wir sind ja erst 2 bis 3 Tage versammelt und uns noch nicht
zur Genüge nahegetrcten, um uns ein Urtheil bilden zu künuen. Da liegt es nun am nächsten,
daß wir uns vorerst im kleineren Kreife aussprechcnund uns das Urtheil vortragen lassen, auf
Grund dessen wir dann später uns unsere eigene Ueberzeugungbilden können. Wir sind ja nicht
gebunden. Cs handelt sich nur um Vorschläge,und da wollen wir prüfen, ob dieselben acceptabel
sind oder nicht. Ich glaube, daß es jedenfalls für die paar Tage, die wir hier zusammen sind,
praktisch ist, daß wir — natürlich nur für dieses Mal — in der vorgeschlagenen Weise verfahren.
Ich glaube, für jetzt kommen wir mir mit diesem praktischen Mittel vorwärts. Aber in Zukunft
werden wir selbstverständlich nach den Prinzipien, wie sie Herr OberbürgermeisterLindemann so
schön vorgetragen, zu handeln in der Lage sein.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.
AbgeordneterAdams: Meine Herren! Ich stehe auch prinzipiell auf dein Standpunkte

des Herrn College»Lindemann. Meine Ansicht von der Sache ist die, daß wir eigentlich bei
allen Wahlen dem Brauche folgen follten, wie er in den größeren Parlamenten herrfcht. Wahlen
können eigentlichnicht gut im Plenum vorgenommenwerden, es muh zu dem Zwecke das Haus
sich in. Abtheilungentheilen und in diesen Abtheilungenmüssen die Commissionen gewählt werden,
die Fach-Commissionen natürlich ohne Berücksichtigung des Wohnortes, lediglich mit Rücksichtnahme
auf die Fachkenntnißund die Lust de<> betreffenden Mitgliedes. Das ist unzweifelhaftdas richtige
Verfahren. Es ist bei den: Antrage, der von Herrn AbgeordnetenFriederichs eingebrachtist, die
Idee die, daß der gegenwärtige Landtag voraussichtlich mir kurze Zeit dauern uud daß cs vielleicht
für dieses Mal genügen würde, in dieser Weise zu verfahren, daß die Wahlen alfo in der Weife
erfolgen, wie sie Herr Abgeordneter Friederichs vorhin vorgeschlagen hat. An und für sich glaube
ich auch, daß wir in dieser Weise verfahren müssen, um zu bewirken, daß in den Commissionen
die verschiedenen Interessen der einzelnen Theile der Provinz vertreten sind. Andererseitsmuh bei
den Wahlen die Hauptaufgabe die seiu, daß die Fachkenntniß vollständigvorhandeil ist. Zunächst
würde ich also meines Erachtcns sür die definitiv festzustellende Geschäftsordnungdes ProvinzM-
Landtages empfehlen,noch einzufügen:

Daß zum Zwecke der Vornahme der Wahlen das Haus in 5 Abtheilungen zerfällt, von
je 28 resp. 2? Mitgliedern, was etwa der Zahl von 14U Mitgliedern entspricht, — daß diese
Abtheilungen durch das Bureau gebildet werden und zwar zunächst unter Zugrundelegung der
Anzahl der Mitglieder aus den betreffendenRegierungsbezirken,daß dann diejenigen, die über¬
schüssigsind, wenn ich so sagen darf, alfo diejenigen über 27, durch das Loos vertheilt
werden in diejenigenAbtheilungen, die weniger als 28 Mitglieder haben, daß diese 5 Abtheilungen
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Nun die Grundlage der ganzen Wahl darstellen, daß dann in diesen AbtheilungenFacheomnnssionen
in der Regel von 15 Mitgliedern gewählt werden, wenn nicht das Haus ausnahmsweise für
besondere Commissionen eine größere oder kleinere Anzahl von Mitgliedern bestimmt, daß
dann also die Wahlen in den Commissionenin der Weise vorgenommen werden, wie es z. B.
im Herrenhause und in anderen parlamentarischen Körperschaftengeschieht. Dieser Modus hat
sich auch in den Parlamenten vollkommenbewährt. Es wird einerseits bei den Wahlen zu den
Commissionendarauf ankommen, Männer mit Fachkenntnissen in die ComnusNonen zu entsenden
und andererseits ist dadurch die Sicherheit gegeben, daß nicht nnr Leute eurer Parter, sondern
daß Leute aus deu verschiedenen Theilen der Provinz, die politischoder anders verschieden gefärbt
sind, in die Commissionenkommen. Ich möchte Sie nun bitten, sofern das hohe Haus meiner
Ansicht ist, sich mit dem Vorschlage einverstanden zu erklären, daß wn uns Nicht mit dem
vorgeschlagenenProvisorium begnügen. Ich würde beantragen daß wn, wie Herr Ober urger-
meister Lindemann vorschlägt, den: Vürean übertragen. Vorschlagem Betreff des Wahlmodus
M machen, ^, , ^ ^ « «n^

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDietze hat das Wort.
AbgeordneterDietze: Meine Herren! Ich weiß nicht, ob es sich empfehlenwurde fchon

jetzt auf den Antrag des Herrn Geh. Iustizraths Adams näher einzugehen oder ob wn ihn nnr
als Direktive betrachte,, für eine znkünftigeBehandlung in der Geschaftsordnungs-Comnnsnon.
Ich möchte dem Antrage insoweit znstimmen, als Abtheilungengebildet werden , ollen, ich mochte
ihm abe nicht darin zustimmen,daß von vornherein eine Berücksichtigung nach Negie^
dabei stattn» et, daß, wo beispielsweisenur 18 Personen im Regierungsbezirkst^, aus anderen
Bezirken 7und so viel hinzugelegtwerden, um auf die Zahl 28 zu kommen Dann wurde es
sich empfehlen, von vornherein 5 Abtheilnngen aus dem ganzen Hause auszulosen. Die 5 Ab¬
theilungen zn 28 Mitgliedern würden sich dann unter
«nstituiren und in jeder einzelne» Abtheilung würde dann jederzeit die Wa l einer Fachcomnnssion
vor e I, n erde können. Wollen wir heute auf die Wahl eingehen, o o.men nnr das sehr
gut machen; es würden in eine Commifsionvon 15 Mitglieder aus reder A eilung 3 Mitglieder
gewählt we den und Jeder wäre dann in der Lage, auch aus anderen Abtheilungenwählen zu

lürf w n r gla^ «r seiner Abtheilung nicht die geeignetenLeute zu fm ^ ^ w str
Nicwng möchte ich den. Vorschlagedes Herrn Abgeordneten Adams bechrmnien und der Geschäfts-
«rdnnngs-Conimifsionnoch anheimgeben,von "eser Direktive Gewnchz n^m

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteMeldet hat das Wort
M «rwe« Ich gwube, meine Herren, die Crörterung der Vorschlage,

welche w^^m HMh^en, ^uns in eine sehr weitgehendeDebatte führen u^«^ wli ,i,el>l,n u^" ^ , «-„„.„lifsinnen!N ernennen, die sich über diese Vorschlage
'dmftM „»«,«««« ,»°ch», «5« „ «,«o».d„.w. «md.«m„. m,d

ch>,!s„ ,,»chm. Ich M)° «"" ,, / ^, . w,. S<s!>»,, «° ««°«md, G.IMW

" ^:r2/;3n.«. .«^ «^° ^^^.^
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die ja nur eine kurze sein wird, schließe ich mich dein Vorschlagean, daß das Bureau Vor¬
schläge macht.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es hat sich Niemand mehr zum Worte gemeldet. Dann
hätten wir also zunächst zu Punkt 2 der Tagesordnung die Frage des Wahlmodus für die vor¬
zunehmendenWahlen zu besprechen. Hierzu liegen 2 Anträge vor. Zunächst der Antrag der
AbgeordnetenFriedcrichs, Dr. Muth und Dr. Froweiu:

„1. Den Modns für die vorzuuehmendcnWahlen dahin festzustellen, daß
der RegierungsbezirkTrier . . 2 Mitglieder,
„ ,, Coblenz. . 2

Köln. . . 3
„ „ Düsfeldorf . 4 „
„ „ Aachen , . 2 „

in Vorfchlng bringt und das Präsidium mit den Schriftführern erfucht wird, für die
Wahl der Gcfchäftsordnungs-EommifsionVorschlägezu machcu."

2. Daß das Präsidium mit den Schriftführern erfucht wird, für die Wahl der Geschäfts-
ordnungs-EomnnssionVorschlägezu machen."

Es liegt sodann noch ein Antrag des Herrn Abgeordneten Lindemann vor, lautend:
„Der Vorsitzendeund die Schriftführer werden erfucht, für die zu thatigenden
Commissionswahlenfür die Dauer der diesmaligenSession die zu wählendenPersonen
vorzuschlagen."

Sie verzeihen,meine Herren, ob Sie überhaupt für diefes Mal die Bildung vou Fach-
couunissionen sür nöthig halten, nachdem der diesjährige Etat bewilligt ist. (Zurufe: Nein.) -—
Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterAdams: Ich möchte mich in dieser Beziehung vollständig dem Autrage
des Herrn AbgeordnetenLindemann anschließen,daß bestimmt werde, daß für die kurze Dauer
der Session man noch nicht an das größere Opus in Beziehung auf diefe Sache eingehe. Ich
glaube, daß eine Abkürzung der Zeit dringend geboten ist, da kaum Zeit sein wird, daß die
einzelnen Eommissioncntagen und deshalb möchte ich Ihnen vorschlagen, daß wir es bei dein
Antrage Lindemann belassen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Da möchte ich nur den Vorschlag zur Geschäftsordnung
erlaubeu, daß der Antrag des Herrn AbgeordnetenLindemann zu Punkt 4 unserer Tagesordnung
zur Beschlußfassungkommt, weil hier über diesen Punkt auch ein Antrag von Herrn Friederichs
und Genossenvorliegt. — Herr Abgeordnete Lindemann hat das Wort zur Geschäftsordnung,

AbgeordneterLindemann: Ich habe vielleicht das Thema unter Nr. 2 nicht richtig
verstanden. Ich habe angenommen, daß es sich um die Feststellungdes Wahlmodus, der bei den
Vorzunehmenden Wahlen festzuhaltenist, handelt. Insoweit er sich nun um Wahlen auf Grund
der Provinzialordnung handelt, brauchen wir keinen Nefchluh zu fassen, denn hierfür ist lediglich
das Wahlreglement maßgebend. Dagegen fehlt es an einer Bestimmung für diejenigen Wahlen/
die nicht nach dem Provinzial-Neglement, fondcrn nach der Geschäftsordnung vorzunehmen sind,
weil in der letzteren eine bezügliche Vorschrift fehlt. Ich meine, daß wir zur Abkürzung der
Sache wohl thun, die Gefchiiftsordnuugfür diese Session vorläufig, vorbehaltlich der Genehmigung
des nächsten Provinzial-Landtages, bestehen zu lassen, und bei allen nach der Geschäftsordnung
zu thätigendenWahlen das abgekürzte Verfahren einschlagen, die Vorschlägedes Herrn Vorsitzenden
und der Herren Schriftführer entgegenzu nehmen.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Conze hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

Abgeordneter Conze: Es scheint nur der ganze Unterschiedin den beiden Vorschlägen
darin zu liegen, daß in dem einen Falle der Vertheilungsmodus vorgeschlagen, in dem anderen
von einem solchen abgesehen ist. Die Abstimmungmüßte so erfolgen:

sollen wir überhaupt aä 2 den Vertheilungsmodus festsetzen, oder sollen wir für dicfe
Session von der Festsetzung eines Vertheilungsmodus absehen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDr. Muth hat das Wort.
AbgeordneterDr. Muth: Was von dem Herrn AbgeordnetenLindemann vorhin aus¬

geführt ist, ist vollständig richtig.
Was mm die Wahl angeht, so können wir uns überhaupt nicht binden, sondern erst

wenn wir zur Wahlurne herantreten, dann stimmen wir für den, für welchen wir glauben ver¬
pflichtet zu fein, unsere Stimme abzugeben. Es handelt sich darum, daß das Haus den Vor¬
schlag beschließt. Ich fasse den Antrag des Herrn AbgeordnetenFriederichs so auf, daß derselbe
ausdrückensoll, was gestern hier in der Versammlung in dieser Hinsicht gesagt ist, daß wir einig
waren, daß bei etwa vorzunehmendenWahlen Rücksichtauf die Theilung der Zahlen genommen
würde. Ich möchte es für bedenklich erachten, ob wir darüber überhaupt einen besonderen
Beschluß fassen. Ich fasse den Antrag Friederichs so auf: Er wollte wieder in Erinnerung
bringen, worüber wir gestern einig gewesen sind. Ich halte den Antrag des Herrn Abgeordneten
Lindemann mit Rücksicht auf die Kürze der Zeit für am angemessensten.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteCourth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Ich stehe ganz auf dem Standpunkte des Herrn Abgeordneten

Lindemann. Es kann sich gar nicht um die Wahlen für den Prouinzial-Ausfchnh handeln; es
muß dies ausdrücklich betont werden, zumal es anders aufgefaßt zu werden scheint. Ware dies
der Fall, dann würden die Herren, die gestern ein Mandat bekommen, dasselbeüberschrittenhaben.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort.
Abgeordneter Zweigert: Ich muß offen gestehen, daß ich den Antrag des Herrn

AbgeordnetenFriederichs nicht recht verstehe. Es wird theils allgemein von den Wahlen, theils
von der heute vorzunehmendenWahl für die Fachcommifsionengesprochen. Wenn der Antrag
sich auf die für den Provinzial-Ausschuh vorzunehmendeWahl beziehen soll, dann halte ich
denselbenfür durchaus unzulässig. Es kann mich Niemand binden, wen ich wählen soll. Wenn
es sich um heute vorzunehmendeWahlen handeln soll, so bemerke ich, daß der Antrag nach der
Provinzial-Ordnung ebenfalls gesetzlich unzulässig, mindestens aber außerordentlichüberflüssig ist.
Wenn er sich auf die Geschäftsordnungs-Commissionbeziehen soll, so ist er im allerhöchsten Grade
überflüssig. Vei dieser Wahl kommt es nicht darauf an, daß die Mitglieder derfelben aus den
einzelnen Regierungsbezirken sind. Vielleicht haben die Herren das, was gestern besprochen
worden ist, mißverstanden. Es wurde gesagt, wir wollen nach dieser Richtung hin paktiren, aber
das durch die Geschäftsordnungfestzusetzen, so und so viel Mitglieder müssen aus deu einzelnen
Regierungsbezirkensein, würde den Bestimmungen der Provinzial-Ordnung widersprechen. Es
bleibt also nichts anders übrig, als den Antrag des Herrn AbgeordnetenFriederichs abzulehnen
und den Antrag des Herrn AbgeordnetenLindemann anzunehmen,wonach das Präsidium ersucht
wird, Vorschläge zu machen. Dabei kann das Präsidium dem gestern ausgesprochenenallgemeinen
Wunschedes Hauses, auf RegierungsbezirkeRücksicht zu nehmen, seinerseits entsprechen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFriederichs hat das Wort.
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Abgeordneter Fried er ichs: Meine Zerren! (5s kann sich selbstverständlichum keinen
Wahlmodus handeln für Wahlen, die in dem Gesetz oder in dem Statut vorgesehensind. Es
handelt sich ausschließlich in dem Antrage um den Auftrag, der uns gestern gegebenworden ist.
Wenn nun der Auftrag nach Ihrer Ansicht nicht richtig gestellt ist, dann muß er eben heute
richtig gestellt werde»,. Ich glaube aber, daß der einzige Unterschied darin liegt, daß wir keine
Verkeilung für die GefchäftsordnungS-Commissionheute vornehmen, sondern die Vertheilung
unterlassen,und dann wird wohl der Antrag mit dem Antrage des Herrn AbgeordnetenLindemann
übereinstimmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine Herren! Daß es sich um den Provinzial-Ausschuß nicht

handeln kann, ist schon allseitig betont und ich halte diese Sache für erledigt. Was uun den
Antrag des Herrn AbgeordnetenAdams anlangt, wie wir dauernd die Wahlen zu den Commissionen
thätigen wollen, scheint darin das Haus einig, daß wir diesen Modus jetzt nicht berathen, sondern
daß wir darüber Vorschlägezur nächsten Session erwarten. Ich würde es für zweckmäßig halten,
wenn sie der Provinzial-Ausschuß machte, Cs handelt sich also nur noch darum, wie wir die
Wahlen thätigen wollen, die jetzt vorzunehmensind, und da ist gegen die gestrige Vorbesprechung
ein Mißverständnis; entstanden. Ich habe nur gestern erlaubt, das Resultat der Beschlüssezu
wiederholen nnd ich habe gefragt, ob die Herren damit einverstanden wären. Das ist allseitig
bejaht, demnach hätten sowohl für die Wahl-Prüfungscommissionwie für alle anderenCommifsionen,
die wir thätigen wollen, die Vorschlägedes Präsidiums zum Anhalt zu dienen, und dem Präsidium
sollte freie Wahl gelassen werden, ob es seine Vorschläge nach den Regierungsbezirken, nach der
technischen Befähigung oder wie sie es sonst beliebt, machen wollte. Findet ein solcher Vorschlag
des Präsidiums Widerspruch, so mnß natürlich nach Maßgabe der Provinzial-Ordnung gewählt
werden. Ich glanbe, wir können für diefe Sefsion den Antrag des Herrn AbgeordnetenLinde¬
mann annehmen, daß wir dem Präsidium die Vorschlägeüberlassen, und ich bin der Ansicht,daß
sich dieser Vorschlag mit den gestern gefaßten Beschlüssen deckt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnrte Dr. Frowein hat das Wort.
AbgeordneterI)r. Frowein: Ich verzichte auf das Wort.
VorsitzenderFürst zu Wied: Ja, meine Herren, ich bin als Ihr Vorsitzenderdoch in

einer etwas schwierigen Lage. Ich habe hier folgende Antrage nebeneinander stehen:
„n,ä 2 der heutigen Tagesordnung, den Modus der vorzunehmendenWahlen dahin
festzustellen, daß der RegierungsbezirkTrier 2, Coblenz 2, Köln 3, Düsseldorf 4 und
Aachen 2 Mitglieder in Vorschlag bringt uud das Präsidium mit deu Schriftführern
ersucht wird, für die Wahl der Geschaftsordnnngs-CommissionVorschlägezu machen."

Das sind zwei verschiedeneAnträge. Daneben noch einen Antrag des Herrn Ober¬
bürgermeisters Lindemann, welcherlautet:

„Der Vorstandund die Schriftführer werden ersticht, für die zu thätigcndenCommissions-
wahlen für die Dauer der diesmaligen Sefsion die zu wählenden Personen vor¬
zuschlagen,"

Das deckt sich mit dem zweiten Antrage der Herren Friederichs und Genossen. Ich
möchte nochmals darauf aufmerksam machen, daß dieselbenFragen uuter 3 und 4 wiederkehren,
und die anderen Anträge, die ich mir die Ehre geben werde, nachher zu verlesen, ebenfalls durch
den Antrag Lindemann beseitigt werden. — Der Herr Abgeordnete Lindemann hat das Wort
zur Geschäftsordnung.
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AbgeordneterLindemann: Mein Antrag bezweckt nur den Modus für die Commissions-
wahlen festzustellen, und unter 3 und 4 wird festzustellen fein, ob eine Wahl zu thätigen ist und
welche Commissionenzu bilden sind. Ich glaube nicht, daß 'nein Antrag mit den anderen collidirt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Adams hat das Wort zur
Geschäftsordnung. ^ ^ _ ^. .„ ,.,

Abgeordneter Adams: Ich glaube, daß der Antrag des Herrn Oberbürgermeisters
Lindemann ein vollständig vräjudicieller in jeder Beziehung ist, daß er also allen anderen Anträgen
vorhergehenmuß nud daß wir die Frage, wie wir es demnächst halten wollen, offen lassen. Ich
glaube daher, daß es richtig ist, wenn wir zunächst über den Antrag Lmdemann abstimmenund
dadurch die Sache provisorischerledigen. Die weitere Erledigung können wir hinausschieben,bis
der geeigneteZeitpunkt da fein wird. Ich möchte das beantragen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Sind die Zerren dannt einverstanden? (Iustunmung.)
Wünscht Jemand das Wort zur Geschäftsordnung? (Pause.)
Es ist nicht der Fall. Erlauben Sie mir nun, daß ich die beiden anderen Antrage

verlese? Oder soll ich es nicht thun? (Zuruf: Später!)
Alfo später! Ich bringe dann also den Antrag des Herrn OberbürgermeistersLmdemann

zur Abstimmung. , _^ ,,. ., ,, ..^, .

Der Vorsitzendeund die Schriftführer werden erfucht, für die zu thatigeudeu
Commissionswahlenfür die Dauer der diesmaligenSession die zu wählenden Personen

Ist?LandMg mit dieser Fragestellung einverstanden? (AllseitigeZustimmung)
Ich bitte dann diejenigenHerren, welche den eben verlesenenAntrag des Herrn Ober¬

bürgermeistersLindemann annehmen wollen, sich zu erheben (Geschieht.)
Das ist die große Majorität. Der Antrag Lmdemann ist sonnt angenommen. Der

Herr AbgeordneteBecker hat das Wort zur Geschäftsordnung.
AbgeordneterBecker: Damit ist aber noch mcht der zweite Theil der Distufnon erledigt,

wie die Wall gethätigt werden soll für die späteren Sessionen; da wir diese Fragen dislntirt
haben, würde ich anheimgeben,darüber Beschlußzu fassen wer uns denn fnr den nächsten Landtag
Vorschlägemachen foll. (Zurufe: Der Ausfchnß! Natürlich!)

Sie sagen' natürlich, meine Herren! Wenn es sich, wie es scheint, von selbst versteht,
daß das der Ausschußthut, dann ist mein Bedenkenerledigt. „ , . ,_ ^

VorsitzenderFürst zu Wied: Sind die Herren damit einverstanden? (Zustimmung.)
^cb constatiredas hiermit. - Dann habe ich noch eine geschästsordnungsmätzige Frage: soll

die Geschäftsordnungim Plenum berathen werden «der an die Gefchäftsordmmgs-Eommifsiongehen?

^ "^3"Z^^ -e^en! NachdemSie befchlossenhaben, die Geschäfts-
ordnuna für diese Session zu behalten, fällt die weitere Berathung fort.

V rs mde^Fü st zu Wied: Ich darf das wohl so verstehen aß dann auch der
Pr°vinüa«ch^ wird, '«eitere Vorschläge für die nächste Sesston zu machen. Es

Geschäftsordnungs-Eommissionwegfallen. Sind Sie damit ein-

""an?^ '° bestehen bleiber, wie sie jetzt besteht
Meine Herren' Als dritter Gegenstand steht auf der Tagesordnung: Wahl einer Com¬

mission von 18 Mitgliedern zur Vornahme der Wahlprüfungen.
8*
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Es sind aber nur 8 Mitglieder in der Geschäftsordnung vorgesehen und da Sie die
Geschäftsordnungdurch Beschluß bis zur nächsten Wahl haben bestehen lassen, so würden nur 9
Mitglieder vorzuschlagen sein. Das Präsidium beehrt sich nach dem eben ihm ertheilten Auftrage,
Ihnen folgenden Vorschlag zu machen. Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Namen zu verlesen.

Schriftführer (liest): Es sind die Herren Abgeordneten Pelzer, Sahler, von Sandt,
Michels, Courth, Theodor Croon, Graf von Hoensbroech - Tümich, Keller und von Venlwitz,

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich frage die Herren, ob Sie mit diesem Vorschlage
einverstandensind? (Zustimmung.)

Dann sind die Herren gewählt. Ich frage dieselben,ob sie die Wahl annehmen. (Die¬
selben stimmen zu.) — Der Herr Abgeordnetevon Beulwitz hat das Wort.

Abgeordneter von Beulwitz: Wenn meine Thätigkeit heute wesentlich mit berücksichtigt
werden sollte, dann würde ich bitten, statt meiner einen anderen Herrn zu wählen, weil ich einen
Termin in Köln wahrzunehmenhabe.

VorsitzenderFürst zu Wied: Heute nicht.
In Betreff der Wahlprüfungs-Commission habe ich Ihnen mitzutheilen, daß die Akten

in deni Bureau für Wahlprüfungen bereit liegen. Wenn die Wahlvrüfungs - Commission sich
konstituirenwill, dann bitte ich das Weitere zu veranlassen.

Es steht dann an einem der nächsten Tage zur Beschlußfassung,ob der Landtag sich in
dieser kurzen Session noch damit beschäftigtenwill, oder erst in der nächsten Session. Es würde
vielleicht ganz günstig sein, wenn sie zur Geschäftsordnung auch darin eine Weisung geben
wollten. — Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.

Abgeordneter Becker: Vielleichtdürfte es sich empfehlen, darüber den Vorschlag der
Commissionselbst entgegenzunehmen;wenn sie die Wahlen noch prüfen kann, dann konnten wir
die Wahlen erledigen. Ich fürchte aber, wir kommendamit nicht weit.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteCourth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Ich wollte darauf aufmerksammachen, daß das älteste Mitglied

der Wahlcommission die Mitglieder derselben zusammenzubcruscnhat. Ich möchte bitten zu
constatiren, wer das älteste Mitglied ist, damit die Commission zusammcnberufen werden kann.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich frage, wer das älteste Mitglied der Commissionist
Ich weiß nicht, ob es der Herr Abgeordnete Sahler oder der Herr Abgeordnete von Sandt ist.
— Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterAdams (zur Geschäftsordnung): Ich möchte mir den Vorschlag erlauben,
daß die Commissionsich nach Schluß der heutigen Sitzung in dem Zimmer des ersten Ausschusses
versammelt, sich unter einem Alterspräsidenten constituirt, der sich dann schon von selbst ergeben
wird, worauf alsdann der Vorsitzende und der Schriftführer zu wählen sind.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich möchte auch constatiren, daß dieses nach der Geschäfts¬
ordnung das einzig Nichtige ist, denn jede Commissionmuh in sich selbst sich genau so constituiren,
wie der Landtag. — Der Herr Abgeordnete von Beulwitz hat das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordnetervon Beulwitz (zur Geschäftsordnung): Ich wiederhole, daß, wenn heute
die Commissionzusammentretensoll, ich auf mich keine Rücksicht zu nehmen bitte, da ich heute
unbedingt nach Köln reisen muß.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Die Commissiontritt heute nicht zusammen.
Meine Herren! Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung: Wahl von Fach-

commifsionen. Ich glaube jedoch, Punkt 4 ist erledigt, (Zuruf: Jawohl!) und somit auch der
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zu demselben gestellte Antrag der Herren Friederichs und Genossen. — Der Herr Abgeordnete
Conze hat das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Conze (zur Geschäftsordnung): Ich glaube denn doch, daß die Geschäfts-
ordnungs-Commissiongewählt werden muß. Wir haben die Vorschlagenoch nicht erfahren.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterConze beantragt also die Wahl der
Geschäftsordnungs-Cominissionvorzunehmen. Ich meine, nachdem wir die Geschäftsordnung bis
zur nächsten Session festgesetzt haben, wäre dieser Punkt erledigt und es würde die Wahl in
Wegfall kommen. Sind die Herren damit einverstanden? (Zustimmung.) Herr Abgeordneter
Conze! Wünschen Sie eine Abstimmungüber Ihren Antrag?

AbgeordneterConze: Nein!
VorsitzenderFürst zu Wied: Also die Antragsteller sind damit einverstanden, daß zu

Punkt 4 der Antrag Friederichs und Genossen in Wegfall kommt. (Jawohl!)
Wir kommen jetzt zu Punkt 5 der Tagesordnung: Gutachtliche Aeußerung über

den Entwurf eines Regulativs der Pensionskasse für die Bürgermeister und die
übrigen besoldeten Beamten der Landbürgermeistereien und Landgemeinden.

Meine Herren! Ich weiß nicht, ob Sie mir zur Geschäftsordnung gestatten, daß ich
Ihnen noch eine Petition mittheile, die hierzu eingegangenist. Ich frage, ob Sie dies gestatten?
(Zustimmung.)

Es erfolgt kein Widerspruch. Ich constatire, daß das nach dem letzten Paragraphen der
Geschäftsordnungzulässig ist. Der Absatz lautet:

Abweichungenvon der Geschäftsordnung sind zulässig, wenn kein Mitglied des
Landtags Widerspruchdagegen erhebt."

Da ich das eigentlich im Eingang hätte thun müssen, so constatire ich, daß meinem
Vorschlagenicht widersprochenwird.

Ich habe Ihnen sodann die Petition mitzutheilen: Sie ist unterschreibenvon den Vor¬
standsmitgliedern des Vereins der Bürgermeister der nicht in dem Städtetage vertretenen Land¬
gemeinden der Rhcinprouinz. Die Namen brauche ich Ihnen wohl nicht zu verlesen. (Rufe:
Nein!) Diese Petition würde also zugleich zu behandeln sein mit dem uns vorliegendenReferat
des Provinzial-Verwllltungsraths. Sind Sie damit einverstanden? (Zustimmung.)

Dann würde ich nunmehr die General-Diskussionüber den uns vorliegenden Entwuf
des Herrn Ministers des Innern zum Regulativ für die Pensionskasseder Landbürgermeistereien
und Landgemeinden der Nheinprouinz, mit den Abänderungsvorschlägendes Provinzial-Verwal-
tungsraths, die daneben gedruckt sind, eröffnen.— Der Herr Abgeordnete Lindemannhat das Wort.

AbgeordneterLindemann: Meine Herren! Ich habe in Bezug auf die Zusätze, die der
Provinzilll-Verwaltungsrath beschlossenhat, einige Bedenken. Dieselben sind gröhtentheilsjuristischer
Natur und ich bitte um Entschuldigung,daß ich Sie damit behellige. Wenn Sie die Güte haben,
die letzten Zusätze ins Auge zu fassen, so scheint es mir nach meiner bescheidenen Meinung das
richtigste,diese sämmtlichen Zusätzezu streichen. Sie sind, wie es mir scheint, zum größten Theile
nicht durchzuführen. Wenn Sie Seite 7 aufschlagen,so finden Sie, daß die zu leistenden Pensionen
in der Regel von der Stadt- oder Gemeindekasse des Wohnorts des Pensionärs vorschußweise
gezahlt werden sollen. Meine Herren! Hiernach wird durch Reglement einer Gemeindekasse.des
Wohnorts des Pensionärs die Verpflichtung auferlegt, dem betreffendenBeamten die Pension
vorschußweise zu zahlen. Ich bin der Meinung, daß die Vei-pflichtung für die Provinz Geld zu
zahlen, keiner Gemeinde auferlegt werden kann, dazu hat die Prouinzml-Verwaltung nicht die
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Befugniß und der Herr Minister des Innern auch nicht. Ich sage es offen, wenn demnächst
Pensionäre nach Düsseldorf zogen, und man verlangte von mir, daß ich die Pensionen zahlte, so
würde ich einfach sagen: ich thue das nicht, ich halte mich dazu nicht berechtigt. Ich bin wohl
verpflichtet,die Requisitionen der Provinzial-Verwaltung zu erledigen, soweit es sich um Geschäfte
handelt, aber Geld zu zahlen, solches der Provinz vorzuschießen,dazu bin ich nicht nur nicht
verpflichtet, sondern nicht einmal berechtigt. Wenn man mir Geld schickt, bin ich verbunden,
dasselbe auszuzahlen; wenn man es mir aber nicht schickt, dann zahle ich auch nichts. Von der
betr. Verpflichtungist im §. 10 die Rede und nachher im §.13 dieselbe wiederholt. Ich kenne
keine Bestimmung, die die Gemeinden verpflichtete,für die Provinz Geld auszuzahlen, und ich bin
der Meinung, daß die Gemeinden alle Veranlassung haben, sich gegen solche Auflagen zu wehren,
denn es könnte das zu weittragenden Confequenzenführen. Demnächst könnte auch der Staat
kommen und sagen, ich habe das und das zu zahlen, etwa für Staatspensionäre, zahle die
Summe für mich aus. Die Gemeinden haben eine solche Verpflichtungnicht und deshalb kann
eine derartige reglementarischeBestimmung nicht erlassenwerden.

Der folgende §.14 lautet:
„Von der Wiederanstellungoder diätarischen Beschäftigungeines Pensionärs im Staats¬
oder Communaldienste ist vou derjenigen Behörde, welche die Anstellung bezw.
Beschäftigung verfügt hat, unter Angabe des Diensteinkommensder neuen Stelle
und Beginn derselbendem Landes-Direktor Nachrichtzu geben."

Ja, meine Herren, wenn der Pensionär in Westfalen angestellt wird — ich will einmal
die Nachbarprouinz nennen — woher entnehmen Sie dann die Berechtigung, der Behörde in
Westfalen irgend eine Verpflichtungaufzuerlegen, und wenn sie nicht erfüllt wird, ihr eine Ver¬
antwortlichkeitaufzubürden? Eine solche Verpflichtungkann ihr nicht auferlegt werden.

§.15 handelt von der Höhe der in dem besonderenFalle dein Pensionär zubclassenden
Pension. Es heißt darin:

„Die Höhe der in diesem Falle dem Pensionär nach Vorschrift des §. 2? letztes
alinsa der Kreisordnung vom 30. Mai 1887 zu belassenden Pension wird vom
Landes-Direktor bestimmt, gegen dessen Festsetzung die Beschwerde an den Provinzial-
Ausschußinnerhalb zweier Wochen nach Zustellung der Entscheidung dem Pensionär
freisteht, vorbehaltlichdes Rechtsweges."

Wie stellt sich aber die Sache, wenn der vensionirte Beamte wieder eine Anstellung
annimmt? Meines Trachtens folgendermaßen: Die zu beziehende Pension ist durch Resolution
oder vollstreckbares Erkenntniß festgestellt, und wenn die Gemeinde einen Abzug machen will, und
der Pensionär sich das nicht gefallen läßt, so mag die Gemeinde klagen, der vensionirte Beamte
kann aber nicht auf den Weg der Klage vcrwiefen werden, da er in den meisten Fällen ein
Erkenntniß in Händen hat, und gegen die Gemeinde die Exekution vollstrecken lassen kann. Sie
können das durch eine solche Reglementsbestimmungnicht ändern, da für die Frage, inwieweit
die Pension gekürzt werden kann, nur der Rechtsweg entscheidendist. Diese Bestimmung hat
also keinen Zweck, da sie nicht durchführbar ist.

Es kommt nunmehr §.16:
„Von dem Ableben eines Pensionärs hat die Behörde des Wohnortes, insofern
derselbe im preußischenStaate liegt, unter Beifügung eines vom Standesamte kosten¬
frei auszufertigendenTodtenscheinesdem Landes-Direktor Anzeigezu erstatten."
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Es gehört das wieder in die Kategorie der Verpflichtungen,von denen ich nicht weiß,
worauf sie basirt werden sollen. Wenn das Standesamt die Todtenscheinekostenlos ausstellen
will, so ist dagegen nichts zu erinnern, wir können es aber nicht vorschreiben,

§. 1? handelt davon, inwieweit die HinterbliebenenAnspruchauf Pension haben. Auch
diese Nestimmung würde ich nicht in das Reglement aufnehmen. Eine Pensionskasse hat die
Verpflichtung,die gesetzlich zu beanspruchende Pension zu zahlen. Was beanspruchtwerden kann,
sagt das Gesetz. Wir können durch Reglement weder etwas vermindern noch hinzufügen und
wenn das Gesetz spater eine andere Bestimmung trifft, dann findet das ohne Weiteres Anwendung.
Es ist diese Bestimmung durchaus überflüssigund nicht zweckmäßig. — Ich greife nunmehr zurück
auf den Zufatz des Provinzial-Verwaltnngsraths zu dem 8- 4. Da ist, meine Herren, eine
genaue Nestimmung darüber getroffen, was berechnet werden soll bei den Pensionsbemessungen.
Darüber hat aber das Reglement gar nicht zu befinden und es ist unrichtig, zu sagen, daß

„persönlicheZulagen und Wohnungsgeldzuschüsse bei der Pensionsregulirung und bei
der im §. 2 vorgeschriebenenAufstellung der Nachweisungenüber das Dienstein-
konnncnnur dann in Betracht kommen, wenn denselben Pensionsberechtigungverliehen
worden ist."

Das Gesetz bestimmt, inwieweit persönliche Zulagen in Betracht kommen, und die
gesetzliche Bestimmung ist dem vorstehenden Satze widersprechend. Die persönlichen Zulagen
kommen nach der Iudikatur des Oberverwaltungsgerichtsund des Reichsgerichtsstets in Anrechnung,
wenn nicht ausdrücklichvereinbart ist, daß die Pensionsberechtigungausgeschlossen sein soll. Daß
diese meine Auffassung von der Sache nicht ganz unbegründet ist, ersehenSie, wenn Sie sich
den §. 4 ansehen, wie er von dem Herrn Minister entworfen ist. Da ist ganz richtig gesagt
und zwar in dem Absätze 2:

Die übrigen zwei Dritttheile werden, unbeschadet der näheren Ermittelung des
pensionsberechtigtenDiensteinkommensbei Eintritt des Falles der Pensionsregulirung,
mit einem Pauschalsatzin Rechnung gestellt, welcher von 3 zu 3 Jahren einer Revision
unterworfen werden kann."

Es ist hier ausdrücklich hervorgehoben,daß diese Vorschrift über die Anrechnungder zwei
Dntttheile nicht maßgebendfei für die fpätere Berechnungder Pension. Sie ist nur maßgebend
und entscheidendfür die Berechnung der Beiträge. Es ist dies deshalb hinzugefügt, weil das
Reglement über die Höhe der Pensionen nichts zu bestimmenhat. Es ist daher eine Inconsequenz,
wenn wir einmal sagen: ^. „ . «

unbeschadet der näheren Ermittelung des penstonsberechtigtenDienstemtommens"
und nachher "bei einer ganz ähnlichenBestimmung festfetzen, was gelten soll bei Bestimmungen

"' Wenn Sie meinen Auffassungenbeistimmen,würde ich anheimgeben, ob Sie nicht Ihr
Gutacbten dahin abgeben, daß Sie die Zusätze von §. 10 ab - und in dem Zusatz zu §. 4 den
letzten'Satz (die anderen Zusätze scheinen mir unbedenklich) - zu streichen vorschlagen. I.n
Uebrigen bitte ich Sie, die Vorlage des Provinzial-Verwaltungsraths anzunehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Sie meinen also incl §. 17 ?
AbgeordneterLindemann fortfahrend: Ich meine den Zusatz zu §. 4, beginnend n»t

den Worten: „Persönliche Zulagen u. s. w., dann die Zusätze 8- 10-18 mcl." Der Zusatz zu
§- 19 kann bestehen bleiben. § 18 lautet:

„Nicht erhobenem Pensionen verjähren nach 4 Jahren.
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Sie werden nur Recht geben, daß hierüber das Reglement nichts bestimmenkann, denn
Sie können an dein Gesetzenichts ändern, und das Gesetz bestimmt, wie ich glaube, daß die
Pensionen erst mit dem Ablauf von 5 Jahren verjähren. Wir können nicht durch Reglement
allgemeineGesetze ändern.

Wenn ich mir dann noch eine kleine Bemerkung erlauben darf zu der Petition der
Bürgermeister der Landgemeinden, so gestatte ich mir, dieselbe Ihrem freundlichenWohlwollen
zu empfehlen. Es liegt ja auch im Interesse der Allgemeinheit, daß die Beamten sorgenfrei
gestellt sind und daß wir gute und tüchtige Beamte behalten. Der preußischeund deutsche Staat
ist dadurch groß geworden, daß der Beamtenstand integer blieb. Für alle Beamten ist gesorgt,
nur bei den Landbürgermeistern ist dies nicht der Fall. Ich würde mir den formellen Antrag
erlauben, diefe Petition dem Provinzial-Landtag zur gefälligen Bearbeitung bis zur nächsten
Session zu überweisen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Courth hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

Abgeordneter Courth: Ich möchte mir den formellen Antrag erlauben, entweder
diesen Entwurf einer besonders zu bestellenden Commission zu überweise» oder
ihn dem zu wählenden Provinzial-Ausschuh zur weiteren Bearbeitung bis zum
nächsten Landtage zuzustellen. Heute sind wir offenbar nicht in der Lage zu verhandeln.
Die Materie ist zu wichtig und einschneidend,da auf eine ganze Reihe gesetzlicher Bestimmungen
Rücksicht zu nehmen ist. Sie haben die schwerwiegenden Bedenkender Herrn Oberbürgermeisters
Lindemann gehört, wonach es mir gewagt erscheint, die Vorlage so prima vista im Hause zu
verhandeln.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landes-Direktor Klein hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

Landes-Direktor Klein: Ich glaube, daß bei der Vorlage zwei Punkte zu unterscheiden
sind, einmal die formelle Behandlung des Reglements und zweitens die materielle Bestimmung.
Ueber die materielle Bestimmung werden Sie heute schon Beschluß fassen müssen, da ja der Herr
Minister des Innern ein Gutachten des Landtages verlangt. Was nun die formelle Behandlung
anlangt, fo halte ich es für zulässig, daß Sie hierüber und nach Anregung der Bedenkendem
Provinzial-Ausschuß den Auftrag ertheilen, dieses Gutachten in Ihre»: Namen zu erstatten. Wenn
die Sache in diesem Sinne behandelt wird, dann möchte ich auf den §. 27 der Provinzialordnung
zurückgreifen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist zunächst ein Antrag gestellt, die Behandlung der
ganzen Sache auszusetzenund an den zu wähleuden Provinzial-Ausschuß zu verweisen mit dem
Auftrage, die Sache dem Provinzial-Landtage in der nächsten Session vorzulegen. Der Herr
AbgeordneteZweigert hat das Wort zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterZwcigert: Meine Herren! Ich möchte Sie dringend bitten, diefen Antrag
abzulehnen. Das Referat, betreffenddas Regulativ für die Pensionskasseder Landbürgermeistereien
und Landgemeinden der Nheinvrovinz ist so klar und präcise gefaßt und die Ausführungen des
Herrn OberbürgermeistersLindemann sind so durchschlagend, daß ich glaube, wir können berathen.
Die Beamten haben lange genug gewartet, so daß endlich einmal die Verhältnisse sicher gestellt
werden müssen. Ich möchte sie nicht noch auf das nächste Jahr vertröstet sehen. Wer kann
wissen, was bis dahin passirt, und es wäre sehr zu bedauern, wenn dieselben noch auf ein Jahr
Vertröstet würden mit Ansprüchen,auf deren Erfüllung sie schon 40 Jahre warten. Ich beantrage
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zur Geschäftsordnung, daß wir die Sache hier noch zur Berathung bringen. Die Angelegenheit
ist wirklich nicht so schwerwiegender Natur, daß wir sie nicht behandeln könnten. Ich möchte
jedenfalls nicht, daß wir die Leute noch auf weiter hinaus vertrusteten.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Courth hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

Abgeordneter Courth: Das war ja mein Prinzipal-Antrag, die Petition der Commission,
die aä iioc zu wählen ist, zu überweisen. Es könnte dieselbe morgen schon zusammentreten.
Im Hause dürfen wir meines Erachtens heute die Fassung nicht feststellen, da zu leicht Irrthümer
unterlaufen können.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Becker hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

Abgeordneter Becker: Ich halte es nun aber doch für erwünschter,daß wir heute fchon
materiell die Sache behandeln, daß wir vor allem die Erklärung der Provinzial-Verwaltung und
deren Bedenkenhören. Ich möchte deshalb Herrn Iustizrath Courth bitten, seinen Antrag bis
nach der General-Diskussionzurückzuziehen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteCourth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Ich ziehe meinen Antrag zurück.
VorsitzenderFürst zu Wied: Sie ziehen also Ihren Antrag zurück! — Herr Landes-

Direktor Klein hat das Wort.
Landes-Direktor Klein: Der §. 2? der Kreisordnung schreibt behufs Bildung einer

Pensionskassefür die Bürgermeister und die übrigen besoldeten Beamten der Landbürgermeistereien
und Landgemeindenvor:

Im ^alle der Pensionirung des Bürgermeisters einer Landbürgermeistereikommt
bei der Berechnungder Dienstzeit auch die Zeit in Anrechnung, während welcher der
zu pensionirendeBeamte bei anderen Landbürgermeistereiender Provinz als Bürger¬
meister angestellt gewesen ist.

Die Landbürgermeistercienund Landgemeinden der Provinz werden zu einem
Kassenverbandevereinigt, welchem es obliegt, den in Ruhestand versetztenbesoldeten
Beamten der Landbürgermeistereienund Landgemeindendie ihnen zustehenden Pensionen

Die zur Bestreitung der Pensionszahlungen erforderlichen Beiträge werden von
den Landbürgermeistereienund Landgemeindennach Verhältniß des jeweiligen Betrages
des pensionsberechtigtenDiensteinkommens der Beamten aufgebracht. Diejenigen
Landbürgermeistereien,welche im Ehrenamt« verwaltet werden, haben hierzu nach
Maßgabe eines von den, Kassenvorstandefestzusetzenden fingirten Diensteinkommens
beizutragen. Gegen den Festsetzungsbeschlußfindet innerhalb zwei Wochen, die
Beschwerdean den Bezirksausschußstatt. .< m «,>>-. ., c^.

Die Pensionskasse wird durch Organe des Provmzml-Verbandes unter Aufsicht
des Provinzial-Ausfchussesverwaltet. Im Uebrigen werden die Verhältnisseder Kasse
durch ein nach Anhörung des Provinzial-Landtags von dem Minister des Innern zu
erlassendesRegulativ geordnet. „5 ^ . <«

Die Provinzial-Vertretung ist ermächtigt, emen Theü der gemäß §. 1 Nr. 2
des Gesetzes vom 30. April 1873 (Gesetz-Sammlung Seite 187) und ß. 26 des
Gesetzes vom 8. Juli 1875 (Gesetz-Sammlung Seite 497) aus der Staatskasse
jährlich zur Verfügung gestellten Summe an die Pensionskasse zu überweisen.
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Im Falle einem definitiv angestelltenBürgermeister auf Grund der Vorschriften
des Vierten Absatzes des §. 24 die widerruflicheVerwaltung einer oder mehrerer
Landbürgerineistereien übertragen wird, ist derselbe mit dein von dem letzteren
bezogenen Diensteinkommenpensionsberechtigt.

Das Ruhegehalt der pensionirtcn Bürgermeister und sonstigen Beamten der
Lllndbürgermeistereienund Landgemeinden fällt fort oder ruht insoweit, als der
Pensionirte durch anderweitige Anstellung im Staats- oder Communaldieuste ein
Einkommenoder eine Pension erwirbt, welche, mit Hinzurechnungder ersten Pension,
sein früheres Einkommenübersteigen."

Nach dieser gesetzlichen Bestimmung hat also der Herr Minister des Innern das
Regulativ zu erlassen und über dasselbe den Landtag zu hören. Es kommt bei diesem Regulativ
auf zwei materielle Fragen an:

1. ob sie einen Theil der Kreisrente zu den Pensionszuschüssenabtreten wollen, oder
nicht und

2. ob sie die Pensionskasseblos pro kuwro in Kraft treten, oder ob dieselbesämmtliche
jetzt bestehenden Pensionen übernehmen soll.

Es sind dies zwei sehr wichtige materielle Fragen, Um Ihnen einen Ueberblicküber
die zweite Frage, beziehentlichder hierbei zu treffenden finanziellen Belastung zu geben, habe ich
veranlaßt, dah eine Uebersicht per 1. März 1888 über die den Gemeinde- und Forstbeamtcn
der Provinz gesetzlichzustehenden Pensionen angefertigt werde. Diefe Uebersichtergiebt, daß in
der Nheinprovinz im Ganzen an Pensionen zu zahlen sind:

An Bürgermeister ................ 38893 M. 83 Pf.
An Gemeinde-Forstbeamte ............. 18 241 „ 04 „

zusammen also . . 5? 134 NlT^Pf.
Diefe Summe würde, wenn die Penfionskassen die bestehendenPensionen übernehmen

sollen, sofort zu zahlen und auf die fämmtlichenGemeinden der Provinz nach Maßgabe der
gezahlten Gehälter umzulegensein, soweit nicht aus der Kreisrente ein Betrag zur Deckung der
57 134 M. 87 Pf. bewilligt wird. Tritt letzteresnicht ein, fo sind die 5? 134 M. 87 Pf. auf
die zur Zeit geltenden Gehälter umzulegen. Es beziehen die Bürgermeister nun im Ganzen
931942 M. Gehalt, die Forstbeamten 448 970 M, macht zusammen also 1379 912 M. Legen
Sie diese 57 134 M. auf diefe Summe um, fo würde jede Landbürgermeistereivon dem pensions-
berechtigtenEinkommendes Bürgermeisters 4,in°/° zu entrichten haben, wozu dann die Beiträge
für die weiter entstehenden Pensionen treten würden, dagegen würden die Gemeinden von
der Pensionszahlung an einzelneBeamte sofort befreit sein. Im Provinzial-Verwaltungsrath ist
die Frage zur Berathung gelangt und hat man dort sich einstimmig dahin ausgesprochen, daß
die Pensionen für die Vergangenheit mit zu übernehmen seien, denn zu welchen Konsequenzen
würde es führen, wenn einzelne Gemeinden noch 20 bis 30 Jahre Pensionen für ihre früheren
Bürgermeister zahlen und dabei gleichzeitig Beiträge zur Pensionskasse leisten sollen. Der Aus¬
gleich würde alsdann so spät kommen, daß er der jetzigenGeneration wenig mehr nützen würde.

Da die Last ihrer Höhe nach nicht unerschwinglich ist, so wird man nur dem Vorschlage
des Herrn Ministers beitreten und die jetzt zu zahlenden Pensionen mit auf die Kafse übernehmen
können. Was nun die Frage anlangt, ob ein Zuschuß aus der Kreisrente zu gewähren fei, so
war der Provinzial-Verwaltungsrath der Ansicht, daß hierzu ein Bedürfniß nicht vorliege, anderer¬
seits verkannte man auch nicht, daß die Stadtgemeinden in den Landkreisen,die nach dem Gesetz
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an der Kreisrente partizipiren, deren Beamte aber nicht an der PenMiskasse theilnehmen, dadurch
geschädigt würden, wenn ein Theil der Kreisrente für die Bedürfmffe der Pensionskasseverwendet
werden sollte. Von dieser Erwägung ausgehend, war der Provinzml-Verwaltungsrath der Ansicht,
daß der 8. 3, welchernach der Vorlage lautet: « <^ «,,. . ..

Soweit der Bedarf der Kasse nicht aus den ihr etwa gemäß tz. 27, Abs. i) der
Kreisordnung von der Provinzial-Vertretung überwiesenenZuschüssengedeckt wird,
kommt derselbe auf die Landbürgermeistereienund Landgemeinden nach Verhältniß
des pensionsbercchtigtenDiensteinkommcnsder von ihnen besoldeten Beamten zur
Vertheilung."

wie folgt zu fassen sein würde: ^ « ^. . ^
Der Bedarf der Kaffe konnnt auf die Landbürgermeistereienund Landgememden

Die"Mriae?ZuW/Wlangmd, f° betreffen diefelbenden formellen Gang des Veran-
lagunqsaeschäftesund der Auszahlung der Pensionen. Wir waren allerdings der Anstcht,daß über
di^Fra e hr iel Streitigkeiten mit den Gemeinden entstehen können. Die Promnz ha die
Be räae nick u Mhlen sondern lediglich die Pensionskasse zu verwalten und wir wünschtenfür diese

klare und bestimmteNormen zu erhalten Von diesem

Gesenkte aus sind die Zusätze gemacht worden, welche Herr OberbürgermeisterLindemann
b"m^^ das Reglement den Rechtszustandallerdings nicht ändern, noch
Ve p chtuug n auferlegen, allein wir können zur Vermeidung von Zweifeln und Differenzen emm
dl^ ^ Nechtszustandentsprechenden Geschäftsgang näher präzisiren und un Reglement

richtig, daß den Städten durch das Reglement eine Verpflichtung
mieue,^ , . ' ^.„^,.,^ von Pensionen au erlegt werden kann und haben wir geglaubt,

3e7^ deN'3 3^°Neg3 auszudrücken. Anders liegt aber die Sache den Land-
ge,ne n n gege tiber Wenn dieselben zu einen. Verbände zur Zahlung der ihnen obliegenden
m " U" , ,^ .,., s. ist es in der That nicht zuviel verlangt, daß dieselbensich für die

» li »» «h.«i«m „,.d mch. «°° A.W.M »u, d« C°„,r.lW.
^. »m7 3^ b°'M ^.«,.»«'^ «nd.m.„n „ich. dmch d.„ A„«dn,«
,« d r M«l" »°,,°«»d «ch°»«>«l«°w», !° w°rd° ,ch »»r!chw„ W ,»«<«, d«h d« >mn
«..^ >, , >..„ »„U.,, <,«lnMi» d>! Pms>»„» »»««chlm l,»!>m, Noch den Vidmlm,

« ' ^ 7 ls.« itt nickt acnuq, daß den Gemeinden die Pensionen abgenommen

^itta t"3cht werden, der Leeren muß vielmehr dernötige

.chu^-T3'w2n, damit nicht die feinden ..n — ^e ^u, ^m^den
Zahlungen der Pensionen f^g Mrst ^ " .^ ^
Nicht von jeder MUwnkungbei d m ^^^^^^^ ^ ^.^ ^.^ ^.^

3^nsi2: t3w u2 ""^ ^cht un^llig, wenn diefelben auch für die Folge

die vorschußweise Zahlung bchaltm ^ ^^ im Auge gehabt und habe

icb d«l tt". '"Fa U beschad? Ermittelung des pensionsberechtigtenDienst¬
ich deshalb den Satz. "Unbeschlldei° ^ ^ stehenlassen. Die Gemeinden mögen
emkommensbei Eintritt des Falles der ^"N°nsreguiiiu u , ^ u
später »uf dem Rechtswege mit dem Bürgermeister ausmachen, wie hoch sich der Betrag der

9*
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Pension beläuft, allein für die Veranlagung der Beitrage, und das Ausschreiben derselben
ist nothwendig, daß das Reglement feste Direktive giebt, zumal da hier manchmal nur
wenige Groschen in Frage kommen. Dem Beamten bleibt ja im Falle der Pensionirung sein
voller Rechtsanspruch gewahrt; es handelt sich nur darum, mit welchemBetrage die einzelne
Gemeinde herangezogenwerden soll und das, meine ich, könnten wir ganz gut durch das Regle¬
ment ordnen.

Die weiteren Zusätze bezwecken lediglich, uns die Zahlung der Pensionen zu erleichtern.
Die Gemeinde ist in einer verhältnißmäßig viel besseren Lage als wir, denn wenn sie die Pension
zahlt, weiß sie ganz genau, wo der betreffendePensionär sich aufhält, und ob einer der Gründe
vorliegt, aus denen die Pension fortfällt. Wir wohnen hier in Düsseldorf etwas fehr weit vom
Schuh und wenn uns die Landbürgermeister nicht unterstützenwollen, dann würden wir in die
Lage kommen, Pensionen zu zahlen, die gesetzlichnicht mehr hätten gezahlt werden dürfen, woraus
viele Differenzen entstehen können. Ich glaube, daß die berührten Gesichtspunktedie vollste
Beachtung verdienen und daß unbeschadet der Bedenken für die Stadtgemeinden, denen allerdings
Rechnung getragen werden muß, die Landgemeinden nicht aller Verbindlichkeit ledig erklärt
werden dürfen, sondern die Landgemeinden müssen durch ihre Thätigkeit die Kasse unterstützen.
Diese Gesichtspunktekönnen nur bei einer Commissionsberathungzur Geltung kommen und schließe
ich mich deshalb dein Antrage an, daß die Sache zunächst in die Commission verwiesen wird,
nachdem die Versammlung hier über die beiden materiellen Fragen sich schlüssig geinachthaben
wird, ob ein Beitrag aus der Kreisrente gezahlt werden soll, und ob die Pensionen für die
Vergangenheit mit zu übernehmen sind.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Melbeck hat das Wort.
Abgeordneter Melbeck: Meine Herren! Meine Bedenkenrichten sich vorzugsweisegegen

den Schlußsatzdes §. 4. In dieser Beziehung hat der Herr OberbürgermeisterLindeman» bereits
dasjenige gesagt, was ich zum Vortrag bringen wollte. Es ist nämlich in diesem Schlußsatz genau
das Gegentheil von dem angenommen, was durch die Gerichte und die Verwaltungsbehörden
bisher als feststehend angenommen ist. Es heißt dort:

„Persönliche Zulagen und Wohnungsgeldzuschüsse kommen bei der Pensionsregulirung
und bei der im §. 2 vorgeschriebenen Aufstelluugder Nachweisungenüber das Dienst¬
einkommen nur dann in Betracht, wenn denselben Pensionsberechtigung verliehen
worden ist."

Das würde denn doch zu großen Weiteruugen und Ungerechtigkeitenführen. Das Ge¬
gentheil ist nämlich richtig. Die Gerichte sowohl wie die Verwaltungsbehörden haben entschieden
daß Wohnungsgeldzuschüsse und dauernde persönliche Zulagen vensionsvflichtigsind. Ich habe mir
daher erlaubt, den Antrag zu stellen, diesen Passus zu streichen. Ich bitte Sie also, den
Passus von:

„Persönliche Zulagen .... bis ... . verliehen worden ist"
zu streichen, denn derselbekommt thatsächlichaußer Betracht, da grundsätzlichdie persönlichenZu¬
lagen :c. pensionspflichtigsind.

Für den Fall, daß Sie nicht dem Antrage des Herrn Oberbürgermeisters Lindemann
entsprechend beschließen wollen, daß dieser Schlußsatz in Wegfall kommt, dann möchte ich bitten,
meinen Antrag anzunehmen. Im Uebrigen muh ich sagen, bin ich mit den Ausstellungen, die
Herr Oberbürgermeister Lindemann macht, durchaus einverstanden. Ich würde es auch fiir eine
Stadt wie Düsseldorf, wo sich in der Regel viele Pensionäre niederlassen,bedenklich halten, wenn
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sie ihre Stadtkasse damit beauftragen müßte, zahlreiche, die Stabtgemeinde nicht interessirende
Pensionen zu zahlen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGraf Brühl hat das Wort.
Abgeordneter Graf Brühl: Gegenüberden vorliegenden Vorschlägen muß ich hervorheben,

daß auch die Landgemeindenmanches zu Gunsten der Städte thun müssen, was nicht so ganz
bequem ist und mancherleiArbeit macht. Ich meine nämlich, wenn wir uns Alle so feindlich
gegenüberstellen und uns keine rechte Hülfe mehr leisten, dann können wir nicht weiter. Ich meine,
es ist doch durch die Unfall- und Krankenversicherungauch schon ein weitläufiges, gegenseitiges
Aushülfeleistenzwischen Stadt und Land als Grundsatz eingeführt und diesen Grundsatz müssen
wir doch, wenn wir weiter kommen wollen, auch bei dem empfohlenenEntwurf eines Regulativs
für die Landbürgerineister-Pensionskassezur Anwendung bringen.

Ich mochte noch eins zur Erwägung den, hohen Hause anheimgeben. In dem Entwurf
für die Feuerversicherungist vorgesehen,daß ein besonderes Kuratorium für die Versicherten besteht.
Wenn nuu der Antrag, wie er jetzt vorliegt, angenommenwird, daß also mit der Pensionskasse
auch noch dieses Kuratorium eingeführt wird, so meine ich, wäre es gut, wenn den Landbürger-
mcistern selbst Gelegenheit gegeben würde, ihre Wünschennd Anträge geltend zu machen, indem
aus ihrer Mitte ein Veirath des Provinzial-AusschusseZ gewählt wird, welcher das erledigen kann.
Dann, meine Herren, ist die Pflicht, für die Landbürgermeisterzu sorgen, von den Herren Lindemann
und Zweigcrt zugegeben worden. Dieselben sind bis jetzt hier am Rhein sehr stiefmütterlich
behandelt worden. Die Pensionssätzesind so niedrig, daß es einem als Landrath immer schwer
wird, einen alten verdientenBürgermeister zu pensioniren. Man weiß, daß man ihn gewissermaßen
am Hungertnche nagen läßt. Es würde wünschenswerth sein, daß wir für die Bürgermeister
etwas thun, es würde das für sie ein beruhigendes Gefühl sein, wenn ihnen eine besondere
Vertretung/ein besondererBeirat!) gewährt wird.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBloem hat das Wort.
Abgeordneter Bloem: Meine Herren! Ich möchte Sie bitten, den Ausführungen des

Herrn AbgeordnetenLindemann in allen Punkten beizutreten, denn ich glaube, sie sind nicht
widerlegt und sind auch unwiderleglich. Was den Punkt 4 anbelangt, so hat Herr Abgeordneter
Melbeck schon ausgeführt, daß der Zufatz gegen das Gesetz ist. Ich halte den weiteren Zusatz
zwar für richtig, aber für überflüssig. Was er will, das steht Alles fest und darum brauchen
wir es nicht im Reglement zu sagen. Wenn Graf Brühl darauf hinweist, daß es zweckmäßig sei,
wenn die Städte und die Landbürgermeistereiensich gegenseitigHülfe leisten, so ist das gewiß
wünschenswerth aber eine gesetzlicheVerpflichtung können wir unmöglich auferlegen, denn wir
können keine Gesetze erlassen,sondern nur der Staat und das Reich und nur, wenn auf gesetzlichein
Wege diese Verpflichtung festgesetzt würde, würde dieser Zusatz zulässig sein. Was den §. 13
anlangt so gilt da vollständig dasselbe. Die Kassen können nicht mit Weisung versehen werden,
wenn sie nicht zum Verbände gehören. Der ß. 14 muh unzweifelhaftwegfallen, denn wir können
nicht den Behörden eine derartige Direktive geben, wie sie hier vorgesehenlst. Was den §. 15
angeht, so hat Herr AbgeordneterLindemann mit vollem Recht darauf hingewiefen,daß das Gesetz
gerade das Gegentheil bestimmt. c. <. , ^

Dasselbe gilt von dem §. 16, der ebenfalls gestrichen werden muß, ebenso der §. 17,
und in Betreff des s 18 kann ich nur bestätigen, was bereits Herr Lmdemnnn angedeutet hat,
daß in den Bezirken des Rheinisch-Französischen Rechts diese Bestimmung gegen das Gesetz ver¬
stößt, denn das Gesetz läßt eine Verjährung nur innerhalb 5 Jahren zu.
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Wenn dann Seitens des Herrn Lcmdes-Direktors angedeutet worden ist, es könne sich
empfehlen, daß der Provinzial-Ausschuh ein Gutachten abgebe, so muß ich doch sagen, daß es
unzulässig ist, ein solches Gutachten als Gutachten des Provinzial-Landtages gelten zu lassen, denn
nach H. 34 der Provinzial-Ordnung hat nicht der Ausschuß, sondern der Provinzial-Landtag ein
solches Gutachten abzugeben. Es ist darauf hingewiesenworden, daß die Sache sehr dringlich sei;
ich bin derselben Ansicht, ich glaube aber, daß mit Rücksichtauf die Ausführungen des Herrn
Lindemann wir heute nicht im Stande sind, ohne Weiteres ein Gutachten abzugeben.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDr. Muth hat das Wort.
AbgeordneterDr. Muth: Meine Herren! Im Anschluß an die Ausführungen des Ab¬

geordneten Grafen Vrühl möchte ich Sie doch bitten, im Interesse der Landgemeindendie Ver-
waltungshülfe beizubehalten. Es ist doch gewiß praktisch, wenn ein Bürgermeister aus seiner
Gemeinde verzieht, und das wird oft vorkommen, daß dann die andere Gemeinde, in die er
hinzieht, ihm die Pension ausbezahlt. Es ist auf die Unfallversicherungverwiesenworden, bei
der die Post die Auszahlung bewirkt und das ist ja ein gesetzgeberischesVorgehen, dem man sich
sinngemäß anschließen kann. Herr Bloem meinte, daß die Bestimmung im §. 18 gegen das
Gesetz verstoße, ich habe aber das Vertrauen zu der KöniglichenNegierung und zu dem Herrn
Minister des Innern, daß, wenn er uns ein Regulativ vorlegt, dann die Bestimmungendesselben
nicht gegen das Gesetz verstoßen. (Rufe: Es handelt sich hier nur um Zusätze!) Gut, dann
möchte ich darauf hinweifen, daß nach H. 2? Abf. 4 der Kreisordnung ein Regulativ erlassen
werden kann und daß der Herr Minister darin die Berechtigung hat, alle die praktischen Bedürf¬
nisse zu berücksichtigen, die wir für zulässig halten, und wenn wir in unseremGutachten feststellen,
daß die Gemeindekassenzur unentgeltlichenZahlung verpflichtet sind, dann glaube ich, handeln
wir im Interesse der Provinz, wenn auch eine kleine Belästigung oder kleine pekuniäre Nachtheile
den städtischen Gemeinden daraus erwachsen. Halten wir darum an diesen Bestimmungen fest.
Jedenfalls aber ist die Materie so verwickelt, daß ich dem Antrag Courth beipflichtenmuß, daß
ein Referat morgen oder übermorgen über die Sache erstattet werde.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landes-Dircktor hat das Wort.
Landes-Direktor Klein: Ich möchte Sie dringend bitten, nicht ohne Weiteres die Znsätze

abzulehnen, denn dieselben haben eine weitgehendepraktische Bedeutung. Wenn Sie die Sache
an eine Commissionverweisen, so kann jedem BedenkenRechnung getragen werden. Wir haben
die Gemeinden zu einem Verbände vereinigt und das Gesetz sagt, daß der Minister ein Reglement
erlassenkann und darum glaube ich auch, daß der Herr Minister berechtigtist, die erforderlichen
Bestimmungen, welche von mir angeregt worden sind, zu treffen. Sollten die Städte derartige
Lasten nicht übernehmen wollen, so mnß man sie ausschließen und es würden einzelnePensionen
von hier aus bezahlt werden müssen, oder es muh die Bestimmung getroffen werden, daß die
Pensionsbercchtigten ihre Pensionen nur bei der Gemeindekassedes Pensionsortes oder bei einer
anderen Kasse des Pensionsuerbandes erheben können. Ohne eine solche Bestimmung kann die
Sache nicht durchgeführt werden.

Wenn ich noch ein Wort über die beiden Petitionen sagen darf, fo scheint mir die Frage
der Versorgung der Hinterbliebenen der Gemeindebeamtcn noch nicht spruchreif zu fein. Ich
bedauere das sehr, denn ich erkennedie Nothwendigkeit der Lösung dieser Frage vollständig an,
aber heute kann über die Frage weder beschlossennoch debattirt werden. Es ist zunächst zu unter¬
suchen, ob die Gemeinden freiwillig einer Kasse beitreten wollen, denn mit den Bürgermeistern
allein können wir die Kasse nicht bilden. Die Intention dieser Beamten geht auch dahin, daß
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ein Theil der Beiträge von den Gemeinden getragen werden soll. Die Sache soll so eingerichtet
werden, wie bei den größeren Städten und bei der Provinz, das heißt, es sollen die Beiträge
zum Theil von den Gemeinden,zum Theil von den Beamten selbst geleistet werden, was ich nur
als billig bezeichnen kann. Es ließe sich die Sache min so einrichten,daß die Gememden freiwillig
sich zu einem Verbände unter Führung der hiesigen Verwaltung vereinigen, oder aber es mühte
die Sache durch Gesetz geregelt werden. Ich möchte Sie nun bitten, die vorliegende Petition
dem Provinzial-Ausschuß zur Prüfung, Bearbeitung und Erstattung werterer Vorschläge an den
nächsten Provinzial-Landtag zu überweisen. Alsdann würden wir uns mit dem Herrn Oberprästdenten
beziehentlichmit dem Herrn Minister des Innern über die angeregten Fragen in Verbindung
setzen und gleichzeitig auch ermitteln, ob eine hinreichende Anzahl von Gemeinden bereit ist, frei¬
willig der zu bildenden Wittwen- und Waisenkasse für die Hinterbliebenender Bürgermeister und
Gemeindebeamtenbeizutreten. Die zweite Petition geht von den Gemeinde-Empfängernaus und
bezweckt deren Aufnahme in die Pensiouskasse. Die Pensionskasse ist für sämmtlicheBeamte der
Gemeinden gebildet, welche pensionsberechtigt sind. Wenn also den Gemeinde-Empfängernstaatlicher-
feits die Pensionsberechtigungzugebilligtwird, fo fallen dieselben ohne Weiteres unter das Gesetz
über die Pensionskasse. Sind dieselben aber nicht pensionsberechtlgt,so können wir fte mcht im
Wege des Reglementsin die Kasse aufnehmen. Es liegt hiernach auf der Hand, daß der
Provinzial-Landtag in dieser Frage keine Entscheidungtreffen kanm

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
Abaeordneter Becker: Meine Herren! Auf allen Seiten ist ,a der Wunsch vorhanden,

diese Angelegenheitzum Abschluß zu bringen, und d» kann ich uüch nur dem Antrage des Herrn
Iustizratls Courth anschließen, welcher dahin geht, die Sache zur Bearbeitung und Berichterstattung
noch in dieser Session einer Eommission zu überweisen.Die Ausführungen des Herrn Lmdemann
werden sich in rechtlicher Beziehung schwerlich anfechten lassen und der Herr Landes-Direktor hat
bereits das Nichtige getroffen, wenn er sagte, die Verpflichtungzur Auszahlung der Penstonen
'»uß beschränkt werden auf die zu dem Verbände gehörigen Gememden. Das ist zulässig und
durch d s praktische Bedürfnißgeboten. Diese Aenderungenvorzunehmenund überhaupt m eme
eingehende Berathungder Sache einzutreten, wird zweckmäßig emem kleineren Kreise überlassen;
hier im Plennm würde die Berathung doch vielleicht zu Ineongrnenzen fuhren. Ich erlaube
mir daher den Antrag Conrth folgendermaßenzu vervollständigen: « n>>. r> .

Der hohe Landtag wolle heute die Bildung emer Coumiisnon von 9 Mitgliedern

und ich nwcl^m!hei^eben, daß das Präsidiumam Schlich der Sitzung schon Vorschläge über
die Znsamm nsetzu g d r Commission 'nacht. Wir könnten dann bereits übermorgen mundlichen
oder sHriftlicbenBericht haben. Ferner erlaube ich mir den Vorschlag,dieser Commission auch

d e ^e^ um sich über dieselben schlüssig zu machen Will ste dann
dem Vorschlag s Her^n Landes-Direktors folgen, dann möge ste uns diesen Vorschlag bringen;
unsere B t nug mid Beschlußfassung hier im Plenum wnd dann bedeutend erleichtert werden.

VoMender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteLmdemann hat das Wort.

33d7^ W^ "orte gemeldethat, so ist

'" ^Iswh^"^ Antrag Courth, der dahin geh, die Sache einer
Connnifsimiz7überw3/die womöglich in diesen Tagen noch die Bearbeitung und Vorbereitung
übernimmt.
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Dieser Antrag ist ergänzt worden durch Herrn OberbürgermeisterBecker, der dahin geht
daß auch die beiden andern Petitionen der Commission überwiesen werden und ich möchte Sie
fragen, ob Sie den Antrag weiter dahin ergänzen wollen, daß auch der Antrag des Herrn
AbgeordnetenMelbcck der Commissionüberwiesenwerde. — Se. Excellenz der Herr Oberpräsident
von Bardeleben hat das Wort.

Oberpräsident von Bardeleben: Ich glaube, daß es doch wohl nicht richtig sein
würde, zu sagen: „womöglich", sondern es mühte heißen, daß es „absolut nöthig" sei, daß die
Commissionden Bericht erstattete.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bin dem Herrn Oberpräsidenten sehr dankbar für
diese Berichtigung; die Commission wird in diesen Tagen noch ihre Vorschlägefeststellen. Ich
möchte nur noch die Frage stellen, ob Sie nicht lieber 13 oder 15 Mitglieder in die Commission
wählen wollen. — Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.

Abgeordneter Becker: Ich glaubte, die Zahl von 9 Mitgliedern wäre nicht so groß, daß
nicht eine eingehende Berathung bequem vor sich gehen könnte, und sie wäre doch groß genug,
um mit der Sache schneller vorwärts zu kommen. Das ist der einzige Grund für meinen Vorschlag.

VorsitzenderFürst zu Wied: Dann würden wir an der Zahl 9 festhalten. Wenn
kein Widcrfpruch erfolgt (Pause) — und das ist nicht der Fall — so ist also das Präsidium
nun speziell beauftragt, im Laufe der Sitzung 9 Mitglieder für die Commifsion vorzuschlagen.

Damit wäre dieser Punkt der Tagesordnung erledigt und wir kommen nunmehr zu
Punkt«: Veschlußfafsung, betreffend die Uebernahme der Kosten des Baues von
Baracken gegen Einziehung des Servises der darin unterzubringenden Truppen
auf der Wahnerheide.

Ich erlaube mir die Anfrage, ob die hierzu eingegangenePetition vorgelefenwerden soll?
(Zustimmung). Die Petition liegt augenblicklichhier nicht vor. Sie gestatten dann wohl, daß
wir zum Punkt 7 der Tagesordnung übergehen. (Zustimmung). Cs erfolgt kein Widcrfpruch,
wir gehen also zu Punkt ? über: Referat des Provinzial-Verwaltungsraths, betreffend
die Festsetzung der Entschädigung für die Mitglieder des Provinzial-Landtages,
des Provinzial-Ausfchusses und der Prouinzial-Commissionen, sowie die gewähl¬
ten Mitglieder des Provinzialraths.

Ich eröffne die General-Diskussion.— Herr Lcmdes-DirektorKlein hat das Wort.
Landes-Direttor Klein: Meine Herren! ß. 100 der Provinzialordnung schreibtvor:

„Die Mitglieder des Provinzial-Landtages, des Provinzial-Ausschusses und der
Provinzial-Commissionen,sowie die gewähltenMitglieder des Provinzialrathes erhalten
eine ihren baarcn Auslagen entsprechende Entschädigung. Ueber die Höhe derselben
beschließt der Provinzial-Landtag."

Zur Ausführung dieser Bestimmung ist Ihnen ein Referat vorgelegtworden, nach welchem
die Diätenfätze festgestellt werden sollen. Es sind diejenigenSätze angenommen worden, die auch
in allen übrigen Provinzial-Landtagen gelten und die auch früher hier gegolten haben. Es follen
danach die Mitglieder erhalten:

H,. an Tagegeldern ....................12 M.
L. Reifekosten,einschließlich der Kosten der Gepäckbeförderung:

I. bei Reifen, welche auf Eisenbahnen oder Dampfschiffengemacht werden können:
für das Kilometer...............— M. 13 Pf.
und für jeden Zu- und Abgang...........3 „ — „
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II. bei Reisen, welche nicht auf Eisenbahnen oder Dampfschiffenzurückgelegt werden
können, für das Kilometer ............... 60 Pf.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wünfcht noch Jemand das Wort? (Pause.)
Wenn sich Niemand zum Wort meldet, schließe ich die General-Diskussion,
Wird noch eine Spezial-Diskussion beliebt? (Pause.) Es ist das nicht der Fall. Dann

würden wir wohl über den ganzen Antrag zur Abstimmung übergehen. Ich bitte diejenigen
Herren, die gegen den Antrag sind, sich zu erheben. (Pause.)

Der Antrag ist einstimmig angenommen.
Wir kommen nuumehr zu Punkt 6 der Tagesordnung: Beschlußfassung, betreffend

die Uebernahme der Kosten des Baues von Baracken gegen Einziehung des Servises
der darin unterzubringenden Truppen auf der Wahnerheide.

Die Angelegenheit ist vom Zerrn Landtags-Commissarius vorgelegt und von der
Königlichen Regierung zu Köln ausgegangen. Es liegen hier Anlagen bei von dem Herrn
Oberpräsidenten und dem General - Commando, Ich glaube, wir müssen die Hauptsachen hier
vorlesen.

Hente Morgen ist ein Zusatz-Antrag in dieser Frage von Seiten des Herrn Landtags-
Commissarius an den Herrn Landes-Direktor überreichtworden, an welchen sich eine Art Massen¬
petition, datirt von Köln und überschrieben: „Vorstellung mehrerer Gutsbesitzer und Bewohner
im Siegkrcise und im Kreise Mülheim am Rhein" anschließt. Das gehört also vollständig dazu.
Dieses Schreiben ist von einer ganzen Reihe Unterschriften vielleicht ^0—10 unterzeichnet,und
es würde ebenfalls zur Verlesung zu bringen sein. Zunächst bitte ich das Schreiben des König¬
lichen Oberprnsidiums vom 14. Juni d. I. an den Herrn Landes-Direktor der Rheinprovinz
M verlesen.

Schriftführer AbgeordneterBroich (liest):
Eoblenz, den 14. Juni 1888.

°)', <>^
Die Königliche Negierung in Köln macht in den: 8. v. r. hier beigefügtenBericht vom

Februar d. I. deu Vorschlag,zur Erleichterungder Einquartierungslast der Gemeinden in der
Nähe der Wahnerheide die Militair-Uebungsmannschaftenim Zeltlager unterzubringen.

Das KöniglicheGeneral-Commando hier, mit welchem ich mich dieserhalb mittelst des
abschriftlichbeigefügten Schreibens vom 16. April cr. in Verbindung gesetzt habe, ist nach
dem 8 v r beigefügten Rückschreiben von, 12. d. M. diesem Vorschlage nicht abgeneigt, hält
es aber zur dauernden Erleichterungder betreffendenGemeinden fowohl, als auch im dieustlichen
Interesse für wüufchenswerth, die Vergrüßeruug des Barackenlagers auf der Wahnerheide
ins Auge zu fassen, womit das Königliche Kriegsministerium im Prmz:p sich einverstanden
erklärt hat.

Das General-Commando giebt daher der Erwägung anheim, ob nicht die Provinz in der
Lage sei, die Kosten des Baues der weiteren Baracken ganz oder theilweisegegen Einziehung des
Servises für die darin unterzubringendenTruppen zu übernehmen.

Hiernach ersuche ich Ew. Hochwohkgeboren ergebenst,dem zusammentretendenProvinzial-
«andtage diese Angelegenheitzur Beschlußnahmevorlegen uud von dem Ergebniß mir gefälligst
Mittheilung machen zu wollen. ^ ^. ^ .. ^ ^ ^

Zu meinemBedauern bin ich nicht in der Lage, über tue Hohe der durch den Barackenbau
eventuell entstehendenKosten zur Zeit Auskunft zu ertheilen.
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Wegen der von der Regierung in Köln weiter zur Sprache gebrachtenAusgleichungder
Einquartierungslast nehme ich auf meine Mittheilung vom 29. Oktober v. I., Nr. 1041?
ergebenst Bezug.

Der Obcrpräsideut der Nheinprouinz: von Vardelcben.
An den

Landes-Direktor der Rheinprovinz, Herrn Geh. Regierungsrath Klein,
Hochwohlgeboreu

Düsseldorf.

Köln, den 25. Februar 1888.

2. Betreffend die Einqnartierungsstelle der um die Wahnerheide
gelegenen Ortschaften.

Die Landräthe des Siegkreises und des Kreises Mülheim am Rhein sind bei uns dahin
Vorstellig geworden,daß die alljährlich auf der Wahnerheide stattfindendenTruppeuübuugen und die
damit verbundeneZufammenziehunggröberer Truppcnmasfcu eine solche außergewöhnliche Belegung
der iu der Umgebung der Wahnerheide belegenen Ortschaften mit Einquartierung im Gefolge
hätten, daß die Ortseingesessenennicht in der Lage seien, auf die Dauer eine derartige Ein-
quartieruugslast zu tragen. Die Einquartierung sei in den letzten Jahren zudem ohne Verpflegung
erfolgt und feien den Mannschaften die Viktnalien in nnturg, geliefert worden. Letztere seien zur
Ernährung der Mannschaftennicht ausreichendund die Quarticrgcber daher geuöthigt, die Mann¬
schaften mit zu verpflegen, ohne eine ausreicheude Vergütung dafür zn erhalte». Vielen Quartier¬
gebern entstehe dadurch eine Auflage, die den Betrag ihrer Klassensteuerum ein Bedeutendes
übersteige.

Die Quartiergeber erhielten zwar Zuschüsse vou den Gemeinden, aber diese Zuschüsse
würden theils nur für Quartier, nicht auch für Verpflegung gewährt, theils würden durch diese
Zuschüsse die Ausgaben der Gemeinden selbst derartig erhöht, daß vielfach eine Vermehrung der
Steuerlast selbst als Folge der allzugroßen Einquartierung zu verzeichnen sei. Das Königliche
Eommllndoder 15. Division hat nun dem Kreislaudrath des Siegkreises nnter dem 10. Dezember
v. I. die Mittheilung zugehen lassen, wie eingehende, während der vorjährigen Herbstübungen
angestellteErmitteluugeu ergeben hätten, daß die stattgehabte Belegung der Ortschaften bei Wahn
im Allgemeinen sowohl den Interessen des Militärs wie den der Civilbeuülkerung entsprochen
habe; nur für Troisdorf habe sich die Belegung zu eng erwiesen, so daß dieser Ort für die
Folge nur mit einem Bataillonsstabc nnd einer Kompagnie belegt werden würde.

Der Kreislcmdrath des Siegkreifes glaubt diefe Auffassung als einseitige bezeichnen zu
sollen, da auch in anderenOrten als Troisdorf die stattgehabte Einquartierung weder den Interessen
der Civilbeuülkerungentsprochen habe, noch auch mit den gesetzlichenBestimmungen im Einklang
stehe. Nach Inhalt der abschriftlich ehrerbietigst angeschlossenenZnsammenstelluugüber die Belegung
der uui deu Schießplatz bei Wahn gclegeueu Ortschaften pro 1886 resp. 188? uuterliegt es
keinem Zweifel, daß die Belegung der Ortschaften mit der vorschriftsmäßig festgestellten Velege-
fähigkeit derselbenin keinem Verhältniß steht und daß ein Uebelstcmd vorliegt, der dringend der
Abhülfe bedarf, zumal eiue derartig alljährlich wiederkehreude Aelastuug den an und für sich
finanziell uugünstig gestelltenGemeinden auf die Dauer nicht zugemuthet werden kann.
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Euer Excellenz beehren wir uns daher von den unseres Erachtens wohl begründeten
Vorstellungen der genannten Kreislandräthe gehorsamst mit der Bitte Kenntniß zu geben, Hoch¬
geneigtest bei dein Königlichen General-Eommando dahin zn wirken, daß eine Erleichterung der
durch die jährliche Einquartierung überaus belasteten, um den Schießplatz bei Wahn gelegenen
Gemeinden herbeigeführt werde.

Zur Abhülfe dieser Mißstäude glauben wir nachstehende Vorschlageehrerbietigstmachen
zu sollen:

Eine vollständige Entlastungder beteiligten Ortschaften von der Einquartierungslast
würde dadurch herbeizuführensein, wenn die bisher einquartierten Truppen während
der in die letzte Jahreszeit fallenden Uebungstage in Zelten untergebrachtwürden.

Diefe Zelte, die dem Vernehmen nach der Militärverwaltung ohnehin zur Ver¬
fügung stehen, können ohne ncnnenswerthe Kosten im Anschluß an das auf der
Wahnerheide vorhandene Barackenlager selbst zu vergrößern.

Sollte die Militärbehörde für diesen Vorschlag nicht zu gewinnen sein, so
würde eine Erleichterung der Einqnartierungslaft dadurch herbeizuführensein, wenn
die Truppen mit Verpflegung einquartiert winden, da in diesem Falle der Unterschied
der vom Reiche gewährten Entschädigung und den wirklichenKosten doch nicht so
erheblich sein würde, wie bei einer Einquartieruug ohne Verpflegung.

Ob an letzter Stelle auf eine Ausgleichungder Einquartierungslast innerhalb
der Provinz oder innerhalb des Staates hinzuwirkenfein dürfte, da es der Billigkeit
kaum eutspricht, daß die Einquartierungslast wegen der Nachbarschaftdes Schieß¬
platzes in solch außerordentlichemMaße auf einen kleinen Theil der Bevölkerung
gelegt wird,

geben Euer Excellenz hochgeneigterErwägung wir ehrerbietigst anheim.
Königliche Negierung, Abtheilung des Innern.

Zusammeustellung
über die Belegung der um den Schießplatzbei Wahn gelegenenOrtschaften des Siegkreifes

im Jahre 1887.

Namen War bele gt mit Bei ?gefähigkeit.

der Ortfchaften. vom bis Offizieren, Mnnnsch. Pferden. Offiziere, Mmmsch. Pferde.

Altenrath ....
1

26./8. 6./9. 4 113 1 — 35 14

Efchmar .....
)

26./8. » 8 122 5 — 43 12
,/ « 3 114 1 — 45 12

Lohmar und
Lohmarsburg . . . 1 „ „ 6 170 1 — 45 17

Lülsdorf .... 26./8. 31./8. 2 60 1 l . 85 20
31./8. 3./9. 4 143 1 j

Niedercasfel. . . . . 31./8. „ 4 168 1 — 67 30
Ränzel ..... . 26./8. 6./9. 3 112 1 — 56 14

10»
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Namen War bele gt mit Bel lgefähigkeit.

der Ortschaften. vom bis Offizieren, Mannfch. Pferden. Offiziere. Mannfch. Pferde.

Sieglar ......1 2?./8. 4./9. 10 200 5 l_ 142 45
Oberlar ....../ « « 3 12? 1 !
Svich ...... 26./8. 6/9. 4 139 1 --- 58 20
Stochum ..... « « 1 3? — — 18 5
Troisdorf ..... « „ — 43 !

» « 3 113 1
» « 6 65 5 ^ _ 130 40

2?./8. 4./9. 2 64 1
Haus Wissen .... 26./8. 3./9. 4 8 8
Friedr. - Wilh. - Hütte und 1
Menden ....../

2?./8. 4/9. 4 128 1 — 92 38

AufgestelltSiegburg, den 23. Januar 1888.
Der Landrath: gez. Freiherr von Lo«.

Zusammenstellung
über die Belegung der um de» Schießplatz bei Wahn gelegenenOrtschaften.

1886.

Einquartierung:

Offiziere, Mannfch. Pferde,

Von den
Gemeinden

gezahlte
Zuschüsse,

1887.

Einquartierung:

Offiziere, Mannsch.j Pferde.

Von den
Gemeinden

gezahlte
Zuschüsse.

Bürgermeisterei Heumar:
Heumar .....
Eil.......
Urbach ......
Elsdorf ......
Porz ......
Eusen ......
Westhoven .....

VürgermeistereiMerHeim:
Rath ......

VürgermeistereMoesrath:
Scharrenbroich . . .
Pannhof .....
Roesrath m. Mühle .
Eicherhof .....
Hllsbach .....

n
6
9
2
2
1
2

151
189
176

58
65
72

131

8
3

34
4

22

1
2
5
1
1
1
1

)>30?4,83

313,50

64,84

4
5
7
1
2
1
3

106
190
152

43
60
69
51

128

1
32

7
16

1
2
4

1

I

4

>> 2 867

1600

63?
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1886. 1887.

Einq uartierung: Von den
Gemeinden

Einq uartierung: Von den
Gemeinden

gezahlte gezahlte
Offiziere. Mcmnsch. Pferde. Zuschüsse.Offiziere, Mannsch.Pferde. Zuschüsse.

Menzlingen .... — 15 __ — — 11 — —-

Münchenberg .... — 4 — — — 6 — —

Rambrücken init Mühle 1 32 — — — 33 — —

Bürgermeisterei Wahn:
Wahn ...... 3 53 6 — — 40 — —

7 123 5 — ? 132 4 —
— — — — 3 123 1 —

Lind ...... 2 58 1 — 1 56 1 —

3 89 — — 2 83 1 —

4 113 1 — 4 179 1 —

do ....... — — — — 9 176 5 —

14 295 7 — 6 64 3 —

10 182 6 — 4 119 1 —

AufgestelltMülhe im am Rhein, den 16 Novembe c 1887.

Der Königliche Landrath, gez.: von Niesewand.

Coblenz, den 12. Juni 1888.

Dein Königlichen Oberpräsidium beehre ich mich in Verfolg der geehrten Schreiben vom
4. d. M. Nr. 579? nnd 16. April er. Nr. 2339 unter Wiederanschlußder mit letzterein zuge-
fertigten Anlagen ganz ergebenst zu erwidern, wie ich bereits unter dem 1. Mai cr. die in der
letztgenannten geehrten Zuschrift zur Sprache gebrachte» Verhältnisse dein Kriegsministcrium
gegenüber zum Ausdruckgebracht habe. Ich habe ausgesprochen, wie ich den von den Kreisen
Mülheim am Rhein und Sieg ausgesprochene,: Klagen eine gewisse Berechtigung nicht absprechen
könne und wie es mein dringender Wunsch wäre, dieselben soweit irgend thunlich, zu heben.
Um dies zu erreichen, habe ich beim Kriegsministerium beantragt, dein Gencral-Commando zur
Unterbringung von mindestens 2 Bataillonen der 15. Division auf der Wahnerheide die erforder¬
lichen Zelte zur Verfügung zu stellen. Wenn auf diesen Antrag bis jetzt auch eine Entscheidung
noch nicht eingegangeilist, so darf ich mich doch um so mehr der Hoffnung auf einen günstigen
Ausfall derselben hingeben, als — wie mir bekannt — das hiesige Train-Depot Anweisuug
erhalten hat, die erforderliche Zahl von Zelten festzustellen und verfügbar zu machen.

Wem: bei der jährlich erforderlichenHeranziehung des Wahner Schießplatzes zu den
Herbstübungen der 15. Division durch Unterbringung von 2 Bataillonen mehr auf der Heide
selbst im Zeltlager, eine wesentliche Erleichterung für die umliegendenOrtschaften eintreten wird,
so wird dieselbe gegen früher nicht in dein Maße ins Gewicht fallen, als die 29. Infanterie-
Brigade feit der Heeresucrstärkungim vorigen Jahre um 2 Bataillone vermehrt worden ist. Und
gerade dieser Brigade wird meistens der Wahnerplatz zu ihren Uebungen zur Verfügung gestellt
werden inüssen.
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Eine noch größere Erleichterung der dauernd durch die Uebungen auf der Wahnerheide
betroffenenOrtschaften kann meines Erachtcus nur erreicht werden durch Vergrößerung des auf
der Heide befindlichen Barackenlagers, ein Umstand, der ebensowohl den Interessen der qu, Ort¬
schaften als auch dem dieustlichen Interesse entsprechenwürde. Es ist deshalb die Frage der
Vergrößerung des Lagers um Unterbringung von 3 Bataillonen bereits vor mehreren Jahren
beim Kriegsministerium angeregt, und hat sich dieses hiermit auch im Prinzip einverstanden
erklärt. Die Ausführung des Projektes ist bis jetzt nur an Mangel verfügbarer Mittel gescheitert.

Ob eine Vorstellung des KöniglichenOberpräsidiums nach der vorangcdeutetcnRichtung
an maßgebenderStelle die Ausführung der projekürten Erweiterung des Barackenlagers auf der
Wahnerheide zu fördern im Stande fei, muß ich der dortfcitigen Erwägung anheimgeben, wie
ebenso, ob nicht die Provinz in der Lage fei, die Kosten des Baues der weiteren Baracken wenn
nicht ganz, doch thcilweiseauf sich zu uchmen gegen Einziehung des Servises für die darin unter¬
zubringendenTruppen. Das von der Provinz dann gebrachte Opfer dürfte vielleicht im Ver¬
hältniß stehen zu der erheblichendauernden Erleichterung der um die Wahnerheide liegenden
Ortschaften.

Die Ausführung des Königlichen Oberpräsidiums im SchlußsatzeWohldesseuSchreibeus
vom 16. April bezüglichMagazin-Verpflegung der einquartierten Truppen kann ich nur als
durchaus zutreffendbezeichnen.

Der kommandirendeGeneral, gez.: Loü,
An

das Königliche Oberpräsidium der Nheinprovinz.
Hier.

Schriftführer liest:
Düsseldorf, den 20. Juni 1888.

Ew. Wohlgeborenbeehre ich mich unter Bezugnahme auf mein Schreiben vom 14. d. M-
Nr. 6046, betreffenddie Vorschlägezur Erleichterung der Einquartierungslast der Gemeinden in
der Nähe der Wahnerheide, hierueben einen weiteren Bericht der KöniglichenRegierung zu Köln
nebst Anlage vom 16. d. M., betreffend eine erneute Petition aus den betheiligten Gemeinden,
zur gefälligen weiteren Veranlassung ergebcnstzu übersenden.

Der Oberpräsident der Nheinprovinz: von Bardeleben.
An den

Landes-Direktor der Nheinprovinz, Herrn Geh. Negierungsrath Klein,
Hochwohlgeboren

Nr. 6205. hier.
Das Folgende betrifft Vorstellung mehrerer Gutsbesitzer und Bewohner im Siegkreise

und im Kreise Mülheim a./Nhcin über die durch Einquartierung der zur Wahnerheidekommandirten
Mannschaften entstehende übermäßige Eiuquarticrungslast.

Zum Erlaß vom 11. Juni 1888 Nr. 5914.

Köln, den 16. Juni 1888.

Ew. Excellenz beehrenwir uns in Erlediguug und unter Nückreichung des hohen Erlasses
vom 11. d. M. Nr. 5914 nebst Anlage gehorsamstzu berichten, daß die in der Vorstellung des
GutsbesitzersMarx zu Leidenhausen und Genossen zum Ausdruck gebrachteBitte, die Einquar-
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tierungslast der um die Wahnerheide gelegenenOrtschaften zn veriuindern, Gegenstand unseres
eingesandtenBerichts vom 25. Februar 1888, ^., 1759 gewesen ist. Den Ausführungen dieses
Berichts vermögen wir nichts hinzuzusetzen und gestatten Ew. Excellenz wir uus unter ehrerbietiger
Bezugnahme auf diesen Bericht wiederholt gehorsamst zu bitten, Hochgeneigtest dahin zu wirken,
daß den begründeten Klagen wegen anzudrückenderEinquartierungslast der um die Wahnerheide
gelegenenOrtschaften thunlichst abgeholfenwird.

KöniglicheNegierung, Abtheilung des Innern.
An den

KöniglichenOber-Präsidenten der Nhcinprovinz, Wirklichlichen Geh. Nath
Herrrn Dr. von Vardeleben,

Excellenz
zu Coblenz.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Auf die Verlesung einer Petition von Umwohnern der
Wahnerheide, welche an die Negierung zu Köln gerichtet, von dieser an den Oberpräsidentender
Nhemprouinz abgegebenund darauf dem Herrn Landes-Direktor überwiesen worden ist, werden die
Herren wohl verzichten,da der Inhalt derselbensich mit dem deckt, was bereits vorgetragenworden
ist- (Zustimmung.)

Ich eröffne nunmehr die General-Diskussion. Der Herr AbgeordneteGraf Veisscl hat
das Wort.

Abgeordneter Graf Veissel: Meine Herren! Die Petition, welche soeben verlesen
worden ist, berührt ein Kapitel, welches schon vielfach Gelegenheit geboten hat, Petitionen dem
hohen Hause zuzuführen. Meine Herren! Es berührt die Petition einen Ucbelstand, welcher
wirklich der dringenden Abhülfe Seitens der Provinz bedarf. Nicht nnr die Umgebung des
SchießplatzesWahn leidet durch die alljährlich wiederkehrende massenhafte Einquartierung auf das
Bedeutendste, auch andere Gegenden der Provinz sind schwer getroffen durch diese alljährlich
wiederkehrendenEinquartierungen; es sind das diejenigenOrte, welche in unmittelbarer Nähe der
Festungen liegen. Ich selbst habe Gelegenheit, mich jährlich von den bedeutendenMißständen zu
überzeuge»,da ich amtlich die Pflicht habe, die durch die Festungen den Ortschaftenüberwiesenen
Truppen unterzubringen. Meine Herren! Jedesmal, sobald das Frühjahr beginnt, kehren wie
die Schwalben so auch die Eiuquartierungen wieder. Es sind Ortschaften in der Nähe von
Festungen belegen, die jahraus jahrein vom Frühjahr beginnend bis in den Spätherbst hinein
ihre Einquartierung haben. Auch in diesen Gegenden ist Abhülfe dringend geboten. Die Abhülfe
läßt sich nun überall in derselben Weise ganz gut herstellen, nämlich sobald der Militairfiskus
dazu übergeht, die Truppen, welche jetzt 'in den Ortschaften einquartiert werdeu, in Baracken unter-
zubriugcu. Meine Herren! Treten wir in die Berathung der heutigen Petition ein, allein, ohne
die früheren Petitionen anderer Gegenden mit zu bedeuten, so begehen wir eine Ungerechtigkeit.
Wie den Herren aus den frühreu Landtagen bekannt ist, liegen bereits mehrere derartige Petitionen
vor und es ist in verschiedenen Landtagen bereits Beschlußdarüber gefaßt worden — und zwar
zum letzten Mal vor 2 Jahren. Man hat sich nicht abgeneigt gezeigt hier in dem hohen Hause,
Abhülfe für diese Mißftändc herbeizuführen. Damals ist Seitens des Herrn Ministers die Sache
nicht fehr wohlwollendfür die Gemeinden behandelt worden, indem der Herr Minister erklärt hat,
die Einquartierung sei keine Provinzwllast, sondern eine Last, welche die einzelnen Gemeinden zn
tragen haben und infolgedessen ist der Petition keine weitere Folge gegebenworden und so ist es
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bei dem guten Willen des Landtags geblieben. Gehen wir heute dazu über, und ich möchte Sie
warm dafür interessiren, der vorliegenden Petition Ihr Ohr nicht zu verschließen und sie als
begründet anzuerkennen uud die gemachten Vorschläge für annehmbar zn erachten. Und dann
beschranken wir uns nicht auf diese Petition, sondern gehen wir weiter und greifen wir zurück auf
diejenigenGemeinden, welche in gleicher Weise ebenso scharf getroffen werden, wie die Umgegend
von Wahn. Ich möchte Ihnen das sehr warm empfehlen und bitte in dieser Richtung zur
Erörterung der Petition überzugehen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Zerr Abgeordnete Freiherr von Plettenberg hat das Wort,
AbgeordneterFreiherr von Plettenberg: Meine Herren! Ich möchte nicht, daß die

Petition als solche angenommen wird, sondern möchte sie nur als Anregung zur Lösung der
Frage betrachtet wissen. Es ist, wie Graf Neissel sehr richtig bemerkthat, nicht die Wahnerheide
und ihre Umgebung allein, welche hier in Frage kommen,sondern beispielsweiseist die Spellner-
Heide bei Wesel mit ihrer Umgebung in derselbenLage, Wenn man nun diese eine Petition
berücksichtigt, dann werden noch viele andere kommen, die ebenfalls Berücksichtigung verdienen.
Darm» würde ich vorziehen, wenn die Provinz es für wünschcnswerthhalten sollte, für diese
außergewöhnlichbelastetenTheile einzutreten, daß das in genereller Weise geschehe,aber nicht in
diesem einzelnenFalle.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Geur-Schwevvenburg
hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Genr-Schwcppcnburg: Ich kann mich den Ausführungen
der Herren Vorredner im Allgemeinennur anschließen und möchte Sie auch mir davor warnen,
sich jetzt auf einen speziellen Antrag einzulassen. Ich möchte da besonders betonen, daß es doch
vor allem Pflicht des Militärfiskus ist, dafür zu sorgen, daß die Gemeinden nicht übermäßig
bis zur Unerträglich^ belastet werden. Vor allem möchte ich davor warnen, sich solche Sachen
wie speziell Varackenbau aufzubürden, weil wir uus dadurch für die Zukunft außerordentliche
Unznträglichkeitenschassen werden. Es werden da nnglanblicheAnforderungen an uus gestellt
werden, denen wir nicht gerecht werden könnten. Ich für meine Person bin ein entschiedener
Gegner eines solchen Entgegenkommens, wie es jetzt verlangt wird. Es giebt noch eine große
Masse anderer Gegenden, die von Einquartierung überlastet sind, nur haben z. B, in unserer
Gegend mich fast alle 2 Jahre große Einquartierungen. Wenn Sie da Baracken bauen, dann bin
ich überzeugt, daß dort noch hänsiger als alle 2 Jahre Soldaten liegen werden. Ich möchte
also auch davor warnen, spezielle Abhülfe zu schaffen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteOr. Muth hat das Wort.
Abgeordneter Div Muth: Die Petition intendirt, daß eine Verschiebung der Ein-

quartierungslllst stattfinden foll, und da glaube ich, müssen wir sehr vorsichtigsein, und erst
Klageu aus anderen Gegenden abwarten. Es wird dann ein förmlichesSturmrennen werden.
Auch der Kreis, der mich hierhergesandthat, enthält eine kleine Festung, und wenn man da hört:
Die Provinz tritt indirekt ein, dann wird sicherlich nur eine sehr kurze Zeit vergehen, bis auch aus
dortiger Gegend eine Petition hier erscheint. Die nächste hülfe ist die, daß die interessirten
Gemeinden hier eintreten. Im vorigen Jahre hat die Stadt Saarbrücken ihrerseits Baracken
gebaut; sie ist im vorigen Jahre mit einem Regiment beglückt worden, und auch die Schwester¬
stadt St. Johann scheint sich in nächsterZeit eines solchen erfreuen zu solleu. Da treten dann
die jährlichen Uebungen ein, es kommt das Brigade-Exerzieren u. s. w. und da folgt von selbst
die Einquartierungslast, Ich möchte Sie nun dringend warnen, schon jetzt gleich einer einzelnen
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Gegenden, die in gleicher Nothlage sich befinden, eine gleichmäßige Beihülfe durch die Provinz
in dieser Form geleistet würde.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.
Abgeordneter Adams: Ich möchte darum bitten, daß wir prinzipiell alle Anträge, die

in dieser Richtung gestellt sind, ablehnen. Die Einquartierung ist eine Staatslast; diejenige»
Theile der Provinz, die stärker herangezogenwerden, werden eigentlich mit Unrecht herangezogen.
Sie erhalten nicht einen besonderenSchutz dadurch, sodaß sie darum Veranlassung hätten, etwas
mehr zu bezahlen, als andere. Wir haben soviel Material in dieser Frage, daß wir wohl ver¬
anlaßt sind, auf dem Boden festzustehen, daß wir sagen: diesem Uebel im ganzen Staate muß
abgeholfenwerden, und zwar dadurch, daß es vom ganzen Staate getragen wird. (Bravo.) Wir
dürfen nicht auf den Boden treten, daß wir fagen, wir wollen dies als Provinziallast nehmen,
wo es zn stark wird. Mögen die einzelnenGemeinden sehen, wie sie damit zurecht kommen,auf
daß allmählichdas Uebel in seiucr gauzen Größe hervortritt, daß man die Gemeinden endlich in
angemessener Weise entschädigt,daß das Servis so gestellt wird, daß die Mannschaften dafür auf¬
genommen werden können, was jetzt nicht möglich ist. Es muß endlich klar werden, daß hier
eine Aenderung nothwendig ist, und die erreichen wir nur dadurch, daß wir jeden Versnch, die
Last auf die Provinz abzuwälzen, entgegentreten. Ich bitte Sie daher, die Uebernahme dieser
Last unbedingt abzulehnen. (Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGraf von Veissel hat das Wort,
AbgeordneterGraf Beissel: Mit den Ausführungen des Herrn Vorreduers stimme ich

im Prinzip vollkommen überein. Die Einquartierung ist eine Staatslast und der Staat hat die
Verpflichtung,diejenigen Gemeinden, welche mit Einquartierung belegt werden, voll zu entschädigen.
Der anderen Ausführung jedoch möchte ich ganz entschieden widersprechen. Es ist meine Ansicht
nicht, daß der hohe Provinzial-Landtag alle derartigen Anträge einfach », liinins abweist uud
die Gemeinden weiter mit der drückenden,sie tief schädigendenEinquartierungen belegen läßt.
Bis jetzt sind alle Schritte seitens der Gemeinden geschehen,die überhaupt die Gemeinden und
der Kreis thuu können, um Abhülfe zu schaffe». Es ist einfach darüber zur Tagesordnung über¬
gegangen worden und die Gemeinden haben nach wie vor die Einquartierung behalten. Ich
meine, diefe Erklärung, daß in einer derartigen Belastung der Gemeinden eine fchwer schädigende
Last gefunden werde, die müssen wir auf einen breiteren Boden stellen und der Provinzial-
Landtag müßte wenigstens die Berechtigung dieser Beschwerdenanerkennen. Damit wäre schon
viel erreicht, und das müßte besser wirken, als wenn nur ein einzelner Kreis oder eine einzelne
Gemeinde vorgeht. Sie wissen, wie das geht. Wenn aber der Provinzial-Landtag diese Ansicht
zu der seinigen macht und helfen will, dann giebt es eine ganze Reihe von Wegen, welche ihm
zu Gebote stehen, ohne daß er gerade sich selbst zum Träger der Last macht. Er möge nur mit
seinem moralischenGewicht eintreten und die Gemeinden in ihren Positionen unterstützen. Ich
würde es sehr bedauern, wenn dieselbe einfach «. limine abgewiefenwürde.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Geur-Schweppcnburg
hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Geur-Schweppenburg: Ich glaube nicht, daß es in der
Absicht gelegen hat, die Petition a limino abzulehnen. Wir wollen sie vielmehr freundlich be¬
grüßen, wir wollen fagen, ihr habt wirklich eine Ueberlastung, wir erkennen das vollständig an
und wir wollen das auch durch unfcre Befchlüsse dokumentiren. Ich möchte nur davor warnen,

it
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daß wir jetzt in eine spezielle Unterstützungirgend eines Theiles der' Provinz eintreten, denn ich
glaube nicht, daß wir damit zu einem guten Ende kommen,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteCourth hat das Wort.
AbgeordneterCourth: Was der Herr Vorredner gesagt hat, das würde wohl auf eine

motivirte Tagesordnung hinauslaufen uud ich mochte mir erlauben, dieselbe in folgender Weise
vorzuschlagen:„Der Provinzial-Landtag, indem er die Ueberlastungder Petenten anerkennt, aber
die Ausgleichungder Einquartierungslasten für Sache des Reichs erklärt, geht über die Petition
zur Tagesordnung über,"

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Plettenberg hat
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Plettenberg: Ich möchte auf dasjenige, was Herr Iustiz-
rath Adams gesagt hat, erwidern, daß ich, wie auch Graf Neihel fchou ausgeführt hat, damit
vollständig einverstandenbin, daß es Sache des Reiches ist, für die Unterbringung der Truppen
zu sorgen. Ich bin auch darin einverstanden,daß hier Nothstände vorliegen, aber ich mochte doch
nicht, daß die Nothstände so laut schreien sollten, daß sie an hoher Stelle gehört werden, sondern
ich glaube in dein Provinzial-Landtag die berufene Eorporation zu seheu, die sich solcher Noth¬
schreie annehmen muß, und ich möchte daher beantragen, „daß behufs Ausgleichung der Ein¬
quartierungslast innerhalb der Provinz die Sache einer Commission zur weiteren Bearbeitung
überwiesenwerden möge." Ich glaube, die Sache ist noch nicht spruchreif und wir können sie
heute nicht im Plenum verhandeln. Ich bin allerdings auch der Ansicht,daß eine spezielle Berück¬
sichtigung der OrtschaftWahn nicht statthaft ist und eine generelle Berücksichtigung eintreten muß,
deshalb muh die Sache geprüft werden und darum beantrage ich, die Angelegenheit einer Com¬
mission zu überweisen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete von Grand-Nn hat das Wort,
Abgeordneter von Grand-Nn: Meine Herren! Die Frage wegen Ueberlastung der

Gemeinden durch Einquartierung in besonderenFällen, sei es durch die Nähe der Festungen, sei
es bei Manövern, ist schon wiederholt in diesem Hause zur Sprache gebrachtworden und man ist
im Allgemeinen von der Ansichtausgegangen, daß es dringend nöthig sei, Abhülfe zu schaffen.
Ich bin der Meinung, daß der vorliegendeUebelstand nicht allein hier in der Rheinprovinz
empfundenwird, sondern im ganzen deutschen Reiche, und Sie werden sich vielleicht entsinnen,
daß bei den Verhandlungen im Reichstage aus den verschiedensten Theilen Deutschlands dieselben
Klagen erhoben worden sind. Nun hat die Provinzial-Verwaltung immer Bedenken getragen,
hier im Einzelnen zu versuchen, Abhülfe mit den Mitteln der Provinz zu schaffen und zwar um
deswillen, weil sie der Ansicht war, daß der Staat in erster Reihe verpflichtet und mit der
Beihülfe im einzelnenFalle die generelleErledigung der Klagen in weite Feme gerückt würde
und andererseits, weil der Provinz Lasten erwachsen würden, die ganz unberechenbarsind. Schon
bezüglich dieser Petition ist der Herr Oberpräsident nicht in der Lage, die Höhe der entstandenen
Koste» zu bestimmen. Es wäre aber auf alle Fälle dringendwünschenswert!),nach dieser Richtung auch
hier Sicherheit zu erlangen, bevor man in dieser Sache Beschlüsse faßt. Ich möchte nun glauben,
daß die Vorschläge, die hier gemacht worden sind, der Provinzial-Landtag möge seine Stimme
erheben, daß der Staat da Abhülfe schaffe,wo es seine Pflicht ist, dies zu thun hier um so
berechtigterist, als doch eigentlich vorausgesetztwerden muß, daß er in der Lage ist, die Mittel
zu beschaffen, die gerade in vorliegendemFalle nothwendig sind. Es ist nun die zunächstliegendc
Frage, in welcher Form der Landtag der Anschauung der Provinz Ausdruck geben solle und ich
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möchte glauben, daß wir vollberechtigt waren, generell auszusprechen,daß der Landtag den be¬
stehenden Nothstand anerkenne, daß er der Meinung sei, daß in erster Reihe der Staat zur
Abhülfe verpflichtetist und daß er dem Provinzial-Ausschuß den Auftrag gebe, diese Beschlüsse
in geeigneter Weise an der zuständigen Stelle zum Ausdruckzu bringen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGraf von Beissel hat das Wort.
AbgeordneterGraf von Beissel: Ich bin mit der letzten Ausführung des Herrn Vor¬

redners durchaus einverstanden,ich wollte vorschlagen,daß die Sache an den Provinzial-Ausschuß
zurückverwiesen würde, damit von dieser Seite die vom Provinzial-Landtage zu fassenden Beschlüsse
vorbereitet werden könnten.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Plettenberg hat das
Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg (zur Gefchäftsordnung): Ich wollte nur
bemerken, daß für den Fall, daß der Vorfchlag des Herrn von Grand-Nn als Antrag formulirt
werden sollte, ich meinen Antrag zurückziehe.

VorsitzenderFürst zu Wied: Dann wären also die beiden Anträge Beihel und Pletten¬
berg zurückgezogen. — Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.

AbgeordneterAdams: Ich erkläre mich auch mit dem Antrage Grand-Ry einverstanden,
ich meine aber, daß wir auf das Entschiedenstean dem Grundsatz festhalten müssen, daß die
Einquartierung Staats- resp. Reichslast und nicht Last der einzelnen Provinz ist. Treten wir
doch ja nicht auf diefen Boden, denn dann sind diejenigen Anträge, die im Reichstag oder im
Landtag eingebrachtwerden, daß das Reich oder der Staat die Einquartierungslast zu übernehmen
habe in die unendlichste Ferne hinausgeschobenund man wird den Versuch machen, diese Last
der Provinz aufzuerlegen und nicht dem Staat. Die Provinzen leiden ganz verfchiedenunter
dem Druck der Einquartierung; wir, die wir nahe an der Grenze wohnen, und auch die östlichen
Provinzen leiden sehr stark darunter, während die Provinzen in der Mitte des Landes sehr wenig
zu leiden haben. Deshalb müssen wir meines Erachtens alle Anstrengungen dahin richten, daß
diese Last vom Reich getragen werde, und wenn wir nur irgendwie anerkennen, daß wir sie auf
die Provinz übernehmen wollen, dann schaden wir uns selbst im höchsten Maße. Wir sollten
also allem Anfange widerstehen, der uns dahin führen könnte, daß die Frage, ob diese Last auf
die Provinz zu legen sei, einen günstigeren Anschein hätte, als sie vorher gehabt hat. Auch hier
gilt in vollstemMaße das Wort: ri-incipü» od»ta! (Beifall.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Loe hat das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Loö: Gestatten Sie mir nur noch zwei Worte. Wir haben

ja wiederholt über diese Frage in früheren Landtagen verhandelt und uns stets dahin ausgesprochen,
daß einzelneTheile der Nheinvrovinz in höchst ungerechtfertigterWeife durch die jährlich wieder¬
kehrende Einquartierung belastet werden, aber wir haben uns auch wiederholt dahin ausgesprochen,
daß es Sache des Reiches sei, hier einzutreten, und nicht Sache der Provinz. Die letzten Herren
Vorredner haben das ja auch ausgeführt. Mit dem Herrn Abgeordneten Grafen Beissel bin
ich darin nicht einverstanden, daß wir die Sache an den Provinzial-Ausschuß zur ferneren
Erwägung zurückverweifen,sondern wir wollen es aussprechen: Wir erklären die Einquartierung
als Neichssacheund beauftragen den Provinzial-Ausschuß, in der Angelegenheit die geeigneten
Schritte zu thun.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Courth hat das Wort zur
Geschäftsordnung,

11»
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AbgeordneterCourth: Ich ziehe meinen Antrag zurück zu Gunsten des Antrages des
Herrn Abgeordneten von Grand-Ry in Verbindung mit dem Antrage des Herrn Abgeordneten
Freiherrn von Loö.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landes-Direktor hat das Wort.
Landes-Direktor Klein: Ich möchte Sie auch bitten, dem Provinzial-Ausschuß eine

bestimmteDirektive in der Sache geben zu wollen. Ich halte dies für um so nothwendiger, als
das Ministerium in letzter Zeit auf Anträge, welche eine Verschiebung der Einquarticrungslast
bezweckten, mit dem Hinweise geantwortet hat, daß die neue Provinzial-Ordnung cm Mittel zur
Ausgleichung dieser Last an die Hand geben würde. Wenn Sie uns also die Sache ohne
bestimmteDirektive überweisen, dann weiß der Ausschuß nicht, ob es der Wille des Landtages
ist, daß unbedingt der Grundsatz an die Spitze gestellt werden soll: die Einquarticrungslast ist
Sache des Reiches! (Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDr. Muth hat das Wort.
AbgeordneterDr. Muth: Meine Herren! Es ist doch wohl zweckmäßig, daß wir einfach

den Antrag Courth annehmen. Ueber die Frage, welche Direktive der Provinzial-Verwaltung
gegeben werden soll, haben wir noch keine volle Klarheit und dann ist die Autorität des hohen
Hauses viel bedeutender,als wenn der Ausschuh allein vorgeht. Ich glaube nun, bei der Kürze
der Zeit und da auch die Gefahr nicht fo imminent ist, wird ein Erfolg, wenn er überhaupt zu
erwarten ist, dann wohl eher eintreten, wenn das hohe Haus direkt vor die Staatsregierung tritt.
Darum möchte ich Sie bitten, den Antrag Courth anzunehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Antrag Courth besteht nicht mehr, da er zurück¬
gezogen ist. — Der Herr Abgeordnetevon Grand-Ry hat das Wort.

Abgeordnetervon Grand-Ry: Ich möchte mir erlauben, den Antrag so zu formulircn:
„Der hohe Landtag fpricht aus, daß die jährlich wiederkehrendeEinquartierung in einzelnen
Theilen der Provinz als eine drückende Last empfunden wird, eine Ausgleichung nothwendig
erheischt und als Reichslast erscheint. Der Provinzial-Landtag beauftragt den Provinzial-Ausfchuß,
in geeigneterWeise an der zuständigenStelle diesen Beschlußzum Ausdruckzu bringen," Eine
direkte Petition Seitens des Landtages würde wohl nicht thunlich sein, ich halte daher nach Lage
der Dinge diese Form für die richtigste.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es besteht in diesen: Augenblick kein anderer Antrag mehr,
als der soeben verlesene,die andern sind sämmtlichzurückgezogen. Ich constatire dies hiermit. —-
Der Herr AbgeordneteFreiherr von Geyr-Schweppenburghat das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Geyr-Schweppenburg: Ich möchte nur Herrn Abgeordneten
von Grand-Ry bitten, den Antrag noch etwas schärfer zu fassen und auszudrücken, daß die Ein-
quartierungslllst in manchen Gegenden eine unerträgliche sei.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnetevon Grand-Ry hat das Wort.
Abgeordnetervon Grand-Ry: Ich bin gern bereit, die Worte noch etwas schärfer zu

fassen, meine Gewohnheit ist das sonst nicht, (Heiterkeit.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGraf von Vrühl hat das Wort,
AbgeordneterGraf von Brühl: Die sogenannteEinquartierung mit Verpflegung ist der

Hauptstein des Anstoßes. Ich glaube, wenn die Einquartierung mit Verpflegung beseitigt werden
könnte, so würde das ein praktischer Ausweg sein und die Klagen würden sich bedeutend
vermindern. Sollte das unmöglich sein, so sollte wenigstens bei Einquartierung mit Magazin-
Verpflegung ein höheres Service gezahlt werden.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGraf von Beissel hat das Wort,
Abgeordneter Graf von Beifsel: Meine Herren! In der Petition, die uns zugegangen

ist, ist betont worden, daß die Gemeinden durch die Einquartierung stark belästigt sind. Diese
Belästigung besteht nicht immer und nicht allein in dem pekuniären Nachtheil; was noch härter
drückt, das ist die persönlicheBelästigung, die darin besteht, daß die Leute monatelang nicht
Herren in ihrem eigenen Hause sind. Die Ruhe des Hauses wird beständig gestört, denn schon
Morgens gegen 3 Uhr rückt der Mann ab und es findet tagsüber eine fortwährende Störung
und Belästigung statt, und dieses macht mehr aus, als der pekuniäre Nachtheil. Das einfachste
Mittel, um Abhülfe zu schaffen, ist ja der Varackenbau und der ist ja auch fcho» Seitens des
Geneml-Commandosins Auge gefaßt worden. Es handelt sich ja nur darum, wer die Kosten für
den Varackenbaubezahlenfoll. Ich meine also, wir sollten uns auf eine Direktive nicht einlassen,
fondern wir füllten einfach das fagen, was in dem Antrage Grand-Ny Ausdruckgefunden hat.
Diese Einzelheiten führen zu endlofen Weiterungen und sind immer widerlegungsfähig, während
der Gedanke, daß die Einquartierung eine außerordentliche Last für die Gemeinde ist, keine Wider¬
legung findet und auch keine Widerlegung finden kann.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es hat sich Niemand weiter zum Worte gemeldet. Ich
erkläre daher die Diskussionfür gefchlosfen. Bis der Antrag Grand-Ny formulirt ist, lassen Sie
uns noch eine geschäftliche Sache abmachen.

Das Präsidium hat den Auftrag bekommen, eine Commissionzu bilden zur Behandlung
der Vorlage, betreffenddas Regulativ der Pensionskasse für die Bürgermeister und die übrigen
besoldetenBeamten der Landbürgermeistereienund Landgemeinden und die dazu eingegangenen
Petitionen.

Das Präsidium beehrt sich folgendeHerren vorzuschlagen:Die AbgeordnetenLindemann,
Melbeck,Graf von Brühl, Becker, Huvertz, Dr. Muth, von Aux, Eich und von Voß. — Der
Herr AbgeordneteLindenmnn hat das Wort.

AbgeordneterLindemann: Ich bitte von mir abzusehen,da ich in Folge des plötzlichen
Todes eines Beigeordnetenso mit Geschäftenüberhäuft bin, daß es mir unmöglich fein würde,
den Sitzungen beizuwohnen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr Abgeordneter Lindemann bittet von ihm abzufehen.
Ich erlaube mir an seiner Stelle vorzuschlagen den Herrn AbgeordnetenGraf von Beissel, ferner
Geheimrath Melbeck, Graf von Brühl, OberbürgermeisterBecker, GeneraldirektorHuvertz, Dr. Muth,
Landrath Ayx, Bürgermeister Eich und Landrath von Voß. Der Herr Abgeordnete Freiherr
von Geyr-Schweppenburghat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schweppenburg: Es würde vielleicht gut sein,
wenn noch einige Bürgermeister zu der Commissiongehörten. Ich möchte daher vorschlagen,noch
einige dieser Herren in die Commissionzu wählen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
Abgeordneter Becker: Ich möchte mir den unmaßgeblichen Vorschlag gestatten, an Stelle

des Herrn AbgeordnetenLindenmnn Herrn AbgeordnetenBloem in die Commissionzu wählen.
VorsitzenderFürst zn Wied: Der Herr AbgeordneteBloem hat das Wort,
Abgeordneter Bloem: Ich bedauere, ich kann in die Commissionnicht eintreten wegen

zu vieler Beschäftigung. , .. ^ . „ ^ ., . . .
VorsitzenderFürst zn Wied: Ich frage, ob d« Herren dannt emverftanden sind, daß

die vorgeschlagenenMitglieder in die Commissioneintreten. (Zustimmung.)
Die Vorschlägesind angenommen. Der Herr AbgeordneteIanßen hat das Wort.
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Abgeordneter Ianßen: Ich sehe da noch Herrn AbgeordnetenFuchs aus St. Wendel
und möchte wünschen,daß dieser Herr als Ersatz für Herrn Abgeordneten Lindemanngewählt würde.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Für Herrn Abgeordneten Lindemann hatte ich Herrn
AbgeordnetenGraf von Beissel vorgeschlagen.

AbgeordneterIanßen: Ich bitte um Entschuldigung,ich hatte das übersehen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Geyr-Schweppenburg

hat das Wort zur Geschäftsordnung.
Abgeordneter von Geyr-Schweppenburg (zur Geschäftsordnung): Ich wollte mir

erlauben, den Antrag zu stellen, daß auch der Commissionein Beirath von Bürgermeistern gegeben
werden möge und ich würde die Herren AbgeordnetenFuchs und Kunz vorschlagen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wenn Sie das wollen, dann brauchen Sie ja nur der
Commissiondie Cooptationsfähigkeitzu geben. Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Ich glaube, die Sache ist erledigt. Das Haus hat die Wahl der
neun Herren beschlossen;wenn Sie nun noch mehr Bürgermeister in die Commission haben
wollen, dann hätten Sie das vorher aussprechenmüssen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich möchte bitten, den Antrag zu verlesen, wie er jetzt
formulirt ist.

Schriftführer Landmth von Hagen: Der Antrag lautet:
„Der hohe Landtag spricht aus, daß die jährlich wiederkehrende Einquartierungslast
in einzelnen Theilen der Provinz als eine unbillig drückende und unerträgliche
empfundenwird, daß die Abhülfe dieses Nothstandes als eine Verpflichtungder Reichs-
Militärverwaltung zu bezeichnen ist, und beauftragt den ProvinziabAusschuß, diesen
Beschluß in geeigneter Weise an zuständiger Stelle zum Ausdruckzu bringen."

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort,
Abgeordneter Becker: Ich möchte vorschlagen,zu sagen „ungleichdrückende"statt „un¬

billig drückende".
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteIanßen hat das Wort.
Abgeordneter Ianßen: Ich möchte mir erlauben zu beantragen, daß wir diesen Antrag

nur «alvll i-ockaotion« annehmen, um einige Härten auszumerzen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich frage, ob das hohe Haus diesen Antrag nnd zwar

wie gewünscht wird, salv«. i-eckaotionoannehmen will? (Zustimmung.)
Der Antrag ist angenommenund damit der Gegenstand erledigt.
Wir gelangen nun zum achten Gegenstand der Tagesordnung: Referat, betreffend

Abänderung des Reglements über die Tagegelder und Reifekosten der vrovinzial-
ständischen Beamten der Rheinprovinz. — Herr Landes-Direktor Klein hat das Wort.

Landes-Direktor Klein: Es wird dem hohen Landtage ein Entwurf zu einem neuen
Reglement für die Rheinifche Prouinzial-Feuer-Societät vorgelegt werden. In diesem neuen
Reglement ist vorgesehen,daß die Beamten der Societät in allen Punkten den übrigen Provinzial-
beamten gleichgestellt werden. Die Beamten der Feuer-Societät hatten bis jetzt auf Grund des
f. Z. mit Gesetzeskraftergangenen früheren Reglements bei auswärtigen Reifen die Diäten und
Reisekostender Staatsbeamten zu beziehen, während dieselben jetzt für die Folge nur die Reise¬
kosten und Diäten der Provinzialbeamten erhalten sollen. Es wird von diesen Beamten bei allen
Reisen, die nicht in einem Tage hin- und zurückgelegt werden, nur die Hälfte der Sätze liquidirt.
Der Provinzial-Verwaltungsrath glaubt nun, daß die bestehende Ungleichheit dadurch zu heben sei.
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daß jene Beschränkungbei der Liquidation von Reisekosten auch für die übrigen Provinzialbeamten
fortfallen und somit die Provinzialbeamten auch in dieser Hinsicht mit den Staatsbeamten gleich¬
gestellt werden sollen. Es wird damit auch das Bedenkenbeseitigt, ob den Beamten der Provinzial-
Feuer-Socictät, welche bisher nach den Sätzen der Staatsbeamten liquidirt haben, durch ein neues
ReglementniedrigereSätze vorgeschrieben werden können, andererseitswerden die Provinzialbeamten
den Mitgliedern des Ausschusses und des Provinzialraths in dieser Beziehung gleichgestellt, wofür
auch manche Villigkeitsgründesprechen. Der Antrag lautet:

„Hoher Landtag wolle den §. 2 des Reglements, betreffenddie Tagegelder und Reise¬
kosten der provinzialständischeuBeamten der Nheinprouinz aufheben."

Nach Aufhebung des ß. 2 würde der Unterschiedzwischen den Fcuer-Societäts-Beamten
und den Staatsbeamten nicht mehr vorhanden sein und es würde auch im Uebrigen eine Ungleich¬
heit in der Prouinzial-Verwaltung nicht mehr bestehen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wünscht noch Jemand das Wort? (Pause). Das ist
nicht der Fall, ich schließe daher die Diskussiouund bitte die Herren, die gegen den Antrag sind,
sich zu erheben. (Pause). Es erhebt sich Niemand, der Antrag ist also einstimmig angenommen.

Wir stehen am Ende unserer Tagesordnung. Ich habe zunächst die Herren, die eben
in die Commissiongewählt worden sind, sowie die Herren der ersten Commissionzu bitten, sich
nachher in einem der Zimmer zu constituiren. Vielleichtin den Zimmern 14 und 15.

Sind die Herren damit einverstanden? (Zustimmung. Ruf: Sind schon eingeladen!)
— Der Herr AbgeordneteMelbeck hat das Wort.

AbgeordneterMelbeck: Ich war eben noch in Zweifel darüber, ob die Herren fpeziell
eingeladen wären, sonst hätte ich mir erlaubt, vorzuschlagen,daß wir uns in Zimmer Nr. 5
constituiren.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordnetePelzer hat das Wort.
AbgeordneterPelzer: Ich mochte mir erlauben zu bemerken, daß bereits an die Mit¬

glieder der Wahlprüfungs-CommissiouEinladungen ergangen sind, und zwar von Herrn Geheim¬
rath Sandt für das Ausschußzimmer Nr. 1. Ich weih nicht, ob das Zimmer dasselbe ist, wie das
Zimmer Nr. 5.

VorsitzenderFürst zu Wied: Nein! Das andere würde das AusschuhzimmerNr. 5
sein, — Der Herr AbgeordnetePclzer hat das Wort.

AbgeordneterPelzer: Dann würde also für die Wahlprüfungs-Commissiondas Zimmer
Nr. 1 bleiben.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wir haben nun die Tagesordnung für die morgigeSitzung
festzustellen.

Es würden auf dieselbe gesetzt werden zunächst Eingänge und geschäftlicheMit¬
theilungen, sodann die Wahl des Landcs-Direktors, ferner die Abgabe eines Gutachtens, betreffend
die gesetzliche Verpflichtung der Gemeinden zur Sicherung einer genügenden Zuchtstierhaltung,
Begrenzung der Wahlperiode des bürgerlichen Mitgliedes der Oberersatz-Commissionfür den
RegierungsbezirkWiesbaden,

Petition des landwirtschaftlichenVereins in Betreff der Krankenversicherung der land- und
forstwirtschaftlichenArbeiter,

Petition des Gallerievereins zu Düsseldorfum Bewilligung eines Zuschusses,
Antrag auf Bewilligung einer Beihülfe für das Gewerbemuseumzu Düsseldorf,
Petition von Interessenten auf Weiterführung der Wiedbachstmhe,
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